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Programm 
23. Forum Migration am 6. Dezember 2018

10:30 Uhr	 Einführung und Begrüßung
Dr. Lothar Theodor Lemper, Geschäftsführender Vorsitzender der OBS

Grußwort
Eberhard Diepgen, Regierender Bürgermeister von Berlin a.D. und
Vorsitzender des Kuratoriums der Otto Benecke Stiftung e.V.

11:00 Uhr	 Vortrag „Nachdenken über Migration“
Prof. Dr. Peter Graf Kielmansegg, em. Professor für Politikwissenschaft
der Universität Mannheim

11:45 Uhr	 Vorträge und Diskussion
„Eckpunktepapier zur Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten“
· Helge Lindh, MdB, Mitglied im Innenausschuss des Deutschen
Bundestages (SPD), Wuppertal

· Dr. Cornelia Schu, Geschäftsführerin des Sachverständigenrats
deutscher Stiftungen für Migration und Integration (SVR), Berlin

12:45 Uhr 	 Mittagspause

13:45 Uhr	 Podiumsdiskussion: 
Wie der Fachkräftemangel sich auf unsere Wirtschaft und Gesellschaft auswirkt 

15:00 Uhr	 Panel & Diskussion: 
Wie Fachkräfte zukünftig gewonnen werden können
· Martin Wilde, Geschäftsführer Don Bosco Mondo e.V., Bonn
· Tilman Nagel, Kompetenzcenterleiter Bildung, berufliche Bildung und Arbeits-	

		     markt, Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ), Eschborn
· Dr . Wolfgang Müller, Geschäftsführer Europäische Zusammenarbeit, Zentrale 

Auslands- und Fachvermittlung (ZAV), Bonn
· Maja Rentrop-Klewitz, Bundesministerium für Bildung und Forschung,

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen, Berlin

16:00 Uhr Vortrag „Fachkräftemangel: Was ist zu tun?“
Peter Clever, Mitglied der Hauptgeschäftsführung der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Vorsitzender des Verwaltungsrates 
der Bundesagentur für Arbeit (BA), Berlin

16: 30 Uhr	 Abschlussrede
Prof. Dr. Aladin El Mafaalani, Abteilungsleiter im Ministerium für Kinder, 
Familie, Flüchtlinge und Integration NRW, Autor des Bestsellers: „Das 
Integrationsparadox. Warum gelungene Integration zu mehr Konflikten führt“

17:00 Uhr	 Schlusswort
Dr. Lothar Theodor Lemper
Geschäftsführender Vorsitzender der OBS
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
Gerade liegt der Öffentlichkeit der Bericht 
der ILO –  der Internationalen Arbeitsor-
ganisation der UN – vor, der gestern in 
Genf veröffentlicht wurde: immer mehr 
Menschen gelten als Arbeitsmigranten. 
Voriges Jahr rund 277 Mio. Menschen, vor 
4 Jahren 232 Mio. – 16 Mio. weniger. Die 
Vereinten Nationen unterscheiden zwar 
zwischen Migranten und Menschen auf 
der Flucht. In der Praxis aber verschwim-
men diese Begriffe. Migration und Flucht 
fordern die Welt heraus.

Nicht nur, aber auch in diesem Kontext 
diskutieren wir heute einen wesentlichen 
Aspekt der Arbeitsmigration in Deutsch-
land. Und uns ist allen klar: Das Thema 
Flucht, das Thema Migration werden uns 
noch Jahre beschäftigen.

Einführung und Begrüßung
Dr. Lothar Theodor Lemper,
Geschäftsführender Vorsitzender der Otto Benecke Stiftung e.V. 

Da ist es gut, wenn nach diesen turbulen-
ten migrationspolitischen Inszenierungen 
der vergangenen Monate – vornehmlich 
auf der politischen Bühne – hoffentlich 
jetzt die Sache selbst Oberhand gewinnt: 
Es ist nicht erforderlich, in bestimmten 
zeitlichen Rhythmen die angebliche Mut-
ter aller Fragen, nämlich ob der Islam zu 
Deutschland gehört, wieder in Umlauf 
zu schicken. Völlig daneben war übrigens 
die Überlegung, den Art. 16 a „Politisch 
Verfolgte genießen Asylrecht“ in Frage 
zu stellen, um daran eine Profilneurose 
abzuarbeiten. Ich empfand es fast wie 
einen Tabubruch, nicht zuletzt wegen des 
geschichtlichen Hintergrundes eines auch 
ethisch begründeten Grundrechts.


Wir haben unser 23. Forum überschrieben 
mit „Migration als neue Normalität!? 
Chancen und Herausforderungen im 
Einwanderungsland Deutschland“ – Frage-
zeichen und Ausrufezeichen zugleich. Kein 
Ausdruck von zögerlicher Unentschieden-
heit. 0BS veranstaltet seine Foren in ihrer 
thematischen Ausrichtung prinzipiell nicht 
mit Basta-Festlegungen, sondern selbst-
verständlich in der Offenheit des Diskurses. 
Deshalb haben wir zum Thema „Nach- 
denken über Migration“ Professor Dr. Peter 
Graf Kielmansegg eingeladen, einen der 
angesehensten Politikwissenschaftler in 
Deutschland.

Dass das Forum wiederum durchgeführt 
werden kann, dafür danke ich dem  
Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend.

Dr. Lothar Theodor Lemper, Geschäftsführender 
Vorsitzender der OBS
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Heute formulieren wir einen aus unserer 
Sicht verbindlichen Befund: Ja, Deutsch-
land ist ein Einwanderungsland. Und wird 
es auch bleiben. Das heutige Deutschland 
war immer ein Einwanderungsland. In 
der Mitte Europas liegend  – historisch 
betrachtet – über die Jahrhunderte. Eine 
Region mit Ein- und Auswanderung. Ja, 
man kann noch weitergehen: Europa ist 
ein Kontinent, der aus der Migration von 
Menschen entstanden ist. Einwanderungs-
land waren wir auch ganz bewusst in den 
ersten Jahren zu Beginn des Nachkriegs-
deutschlands – mit einer bis heute nach-
vollziehbaren Nachhaltigkeit. Nach dem 
Krieg lag die Bevölkerungszahl von 
Westdeutschland bei 47,6 Mio., davon 9,4 
Mio. Geflüchtete, die es zu integrieren 
galt. Der Bericht der Technical Assistance 
Commission für die Eingliederung der 
Flüchtlinge in die deutsche Bundesre-
publik von 1951 hat hierzu durch seine 
Vorschläge den Grundstein gelegt.

Manche in Politik und Gesellschaft haben 
immer noch eine beharrliche Abneigung 
gegen die Wirklichkeit. Es ist ja so: 
Wahrnehmungstäuschungen entstehen 
nicht immer nur aus einem verzeihlichen 
Irrtum. Sie können auch einen bestimmten 
Sinn und Zweck verfolgen. Etwa zur Be-
ruhigung der kollektiven Gemüter mit 
Hilfe von Placebos. Was ja nichts anderes 
heißt als „Ich werde gefallen“. Illusions-
verabreichung als betrügerische Selbst-
dichtung, so, als könne die Migration 
durch politische Akte in absehbarer Zeit 
an das Ende der Fahnenstange gezaubert 
werden. Ebenso wie die Illusion, es gäbe in 
Deutschland eine kulturelle Homogenität – 
sozusagen ein schönes System der 
Einheitlichkeit in Tracht und Haltung. Es 
geht kein Weg daran vorbei, dass wir uns 
ehrlicher machen müssen über die 
Bedingungen und Herausforderungen, die 
Migration an uns stellt.

 
Andreas Pott hat uns in seinem Buch 
 „Erfolg nicht vorgesehen“ daran erinnert: Es 
gibt nicht die Integration in die Gesell-schaft 
als Ganzes, weil es die Gesellschaft als 
Ganzes nicht gibt. Und sie uns sozusa-gen 
Rollen zuweist. Deshalb macht es Sinn, 
mehr darüber nachzudenken, wie zum 
Beispiel die Integrationschancen oder   
 – besser gesagt – die lnklusionsfähigkeit des 
Arbeitsmarktes, der sich gegenüber den 
Migranten mit dem Einwanderungsgesetz ja 
nunmehr öffnen soll, in dieser Hinsicht noch 
besser entwickelt werden kann. Das 
Zuwanderungsgesetz ist die Chance der 
Verbindung sehr unterschiedlicher 
Wertschöpfungsketten, natürlich die Fach-
kräftegewinnung – die übrigens auch ihre 
ethischen Grenzen hat –, die Überwindung 
des Dualismus als die Erfahrung einer sehr 
positiven Interaktion und Begegnung zwi-
schen Migranten und Nichtmigranten. Also, 
der Arbeitsmarkt als zentrales Instrument 
der Integration oder Inklusion, das Entde-
cken der Potenziale und Motivation, der 
Austausch, die Begegnung, das Erkennen 
gemeinsamer Ziele im Arbeitsprozess, die 
Solidarität, der Respekt vor dem jeweils 
Fremden, aber auch und ganz zentral, die 
Entdeckung des „Ich kann was“, „Ich werde 
in Deutschland gebraucht“, „Ich kann mich 
einbringen“. Der Wechsel vom Leistungs-
empfänger zum Leistungsträger.

Wir brauchen daher dringend eine „pro-
duktive Integrationspolitik“, also eine Er-
werbsmigration, eine Arbeitsmigration, die 
durch unbürokratische Verfahren auch im 
Aufenthaltsrecht klare Kriterien für einen 
verlässlichen Status Geduldeter definiert, 
die mit ihrer Erwerbstätigkeit ihren 
Lebensunterhalt sichern oder qualifiziert 
werden als Fachkräfte. Und damit zugleich 
den Fachkräftemangel zu beheben, der sich 
immer mehr zur Wachstumsbremse Nr. 1, 
vor allem im Handwerk, entwickelt. Derzeit 
fehlen 1,6 Mio. fachlich ausgebildete
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Und vor allem, wer prüft „verlässlich“, 
aber auch „zeitlich angemessen“, die 
Gleichwertigkeit mitgebrachter 
Qualifikationen? 

Fragen über Fragen an ein Einwanderungs-
gesetz, das außerordentlich viele positive 
Ansätze aufweist und das vor allem drin-
gend notwendig ist.

Ich danke allen Referentinnen und Refe-
renten, die sich an den unterschiedlichen 
Überlegungen heute beteiligen. Ich hoffe, 
es gelingt uns, an dem alten und neuen 
Einwanderungsland Deutschland mitzu-
bauen. Und damit an einer großen Chance 
für eine produktive Integration.

Arbeitskräfte – mit steigender Tendenz. 

V
Es gibt eine Fülle von Fragen an das Ein-
wanderungsgesetz, die wir heute erörtern 
wollen: Wie gut müssen Migrant*innen 
integriert sein, um bleiben zu dürfen? 
Welche Kriterien müssen die geduldeten 
Migrant*innen erfüllen, um den „verlässli-
chen Status“ zu erhalten? Wie viel 
Deutsch müssen sie können, wie viel Geld 
verdienen, wie lange schon einen 
Arbeitsplatz haben? Was passiert, wenn 
nach sechs Monaten Zeit für die Jobsuche  
doch kein Job gefunden wurde? Was 
genau zählt als berufliche Ausbildung, 
welche Qualifikation ist gleichwertig?
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Lebenswirklichkeit war. Wer, wie ich, aus 
Berlin kommt, der weiß, dass bei der Integ-
ration und Assimilation z.B. der Hugenotten, 
jedenfalls soweit es ihre kirchlichen Ge-
meinden betrifft, noch heute ein vermeintli-
cher Nachholbedarf besteht. 

Als Berliner weise ich auch darauf hin, dass 
es gar nicht so lange her ist, dass eigentlich 
der alte Berliner, der typische Berliner aus 
Breslau gekommen ist. Wenn Sie sich alle 
selbst überprüfen, werden Sie alle irgendwo 
einen Migrationshintergrund haben. Man 
muss nicht Jahrhunderte zurückgehen, zu 
Vertreibung und Zuwanderung aus religiö-
sen Gründen aus Frankreich oder Salzburg, 
oder die Ansiedlung der aus Polen stam-
menden Kumpels im Ruhrgebiet. Migrati-
on, Integration und Assimilation haben in 

Die Otto Benecke Stiftung e.V. ist eine Ver-
einigung, die sich seit vielen Jahrzehnten 
mit den Herausforderungen von Zuwande-
rung und der Unterstützung von Menschen 
beschäftigt, die aus politischen Gründen 
verfolgt wurden und denen eine Ausbildung 
versagt worden ist. Beinahe in der Mitte des 
vergangenen Jahrhunderts begann die Otto 
Benecke Stiftung e.V. denen zu helfen, die 
aus Südafrika als Opfer der Apartheidpolitik 
kamen. Und später kamen Flüchtlinge aus 
den ehemaligen Ostblock-Staaten, denen 
dort die Chancen für die Zukunft verbaut 
waren. Es gibt eine Veränderung, die vor 
dem Hintergrund auch der aktuellen Politik 
jetzt für die Arbeit der Otto Benecke Stif-
tung e.V. von großer Bedeutung ist. Früher 
haben wir uns vor allen Dingen um Akade-
miker gekümmert, deren wissenschaftliche 
Ausbildung wir unterstützt haben. Heute, 
darauf hat Herr Dr. Lemper hingewiesen, 
geht es sehr stark um Fachkräftemangel und 
nicht mehr nur um Akademiker. Das ist auch 
ein Spurwechsel in der deutschen Politik. 

Der Bereich der beruflichen Bildung ist allzu 
lange, das ist jedenfalls meine Auffassung, 
in Deutschland vernachlässigt worden. Der 
entstandene Fachkräftemangel bestimmt 
die Herausforderungen im Themenbereich 
der gewünschten Zuwanderung und der 
„Völkerwanderung der Hoffnung“. Wir 
stellen uns dem Thema „Migration – eine 
neue Normalität!?“

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Lemper 
hat schon darauf hingewiesen, dass das mit 
der Normalität eine Frage ist, die man histo-
risch aufarbeiten kann. Wer im Ruhrgebiet 
groß geworden ist, der weiß, dass Zuwande-
rung immer ein ganz wichtiger Aspekt der 

Grußwort Eberhard Diepgen
Vorsitzender des Kuratoriums der Otto Benecke Stiftung e.V.

Eberhard Diepgen, Vorsitzender des Kuratoriums der 
Otto Benecke Stiftung e.V.
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Mitteleuropa eine lange Geschichte. Und 
jemand wie ich, mit einer schwedischen 
Großmutter, fragt sich immer, ob die heute 
gängige Definition von Migrationshinter-
grund auch mich zu einem Menschen mit 
den besonderen Herausforderungen eines 
Migrationshintergrundes macht.  

Meine Damen und Herren, mit Blick auf die 
„neue Normalität“ will ich besonders auf 
etwas anderes hinweisen. Dieses Forum 
beschäftigt sich vor allen Dingen mit den 
Fragen des Fachkräftemangels. Gesetzent-
würfe, Eckdaten, Formulierungen liegen 
vor, konzentrieren sich auf ein 
Spezialthema der Migration. Aber ich 
glaube auch in diesem Forum muss am 
Anfang jedenfalls das Bewusstsein stehen, 
dass das nur ein Teilaspekt ist. Ich muss 
Ihnen gestehen, wenn ich die aktuelle 
Diskussion verfolge und bei dem einen oder 
anderen Thema dann gesagt wird, das sei ja 
alles keine so große Herausforderung, im 
Augenblick würden ja nicht so viele 
Flüchtlinge kommen, dann bin ich immer 
ein wenig verwirrt. Wir müssen uns 
angesichts der weltweiten Migration damit 
auseinandersetzen, was eigentlich in den 
nächsten Jahrzehnten auf uns zu kommt. Es 
ist einfach naiv anzunehmen, dass die 
Herausforderung im Hinblick auf die Zahlen 
der Menschen, die hierher kommen 
wollen, schwächer wird. Und es ist einer 
der großen Fehler der deutschen Politik, 
angespornt übrigens durch Rechnungshöfe 
u.a., dass wir nicht hinreichend Vorsorge 
treffen für den Fall, der mit Sicherheit 
kommen wird, dass die Zahl derjenigen, die 
ihre Heimat verlassen wollen oder müssen, 
noch größer wird. Das Problem des Jahres 
2015 ist dadurch entstanden, dass 
vorhandene Einrichtungen, die 
vorübergehend nicht benötigt wurden, 
nach dem Motto, jetzt müssen wir aber 
sparen, einfach geschlossen wurden. Damit 
fehlten die nötigen Unterbringungs-
möglichkeiten. Dabei hätte man wissen

Unterbringungsmöglichkeiten. Dabei hätte 
man wissen müssen, dass die Zustände im 
Nahen Osten viele Menschen in die Flucht

müssen, dass die Zustände im Nahen Osten 
viele Menschen in die Flucht treiben wird. 
Auch die Ursachen einer Völkerwanderung 
nicht nur des Hungers sondern noch mehr 
der Hoffnung sind nicht kurz- oder 
mittelfristig aus der Welt zu schaffen. Man 
muss sich auf diese „Völker-wanderung der 
Hoffnung“, der Hoffnung auf ein besseres 
Leben, vorbereiten. Solange ein Klick auf 
dem Handy genügt, um einem jun-gen 
Menschen in Afrika zu zeigen, wie viel 
besser die Lebensumstände in Europa sind, 
solange wird der Wunsch nicht schwächer 
werden, sein Glück in Europa zu suchen.

Meine Damen und Herren, wir müssen diese 
Rahmenbedingungen beachten, sonst 
werden wir die Herausforderung der Zu-
kunft nicht erfüllen können. Wir werden uns 
jetzt hier vor allen Dingen mit dem neuen 
sogenannten Zuwanderungsgesetz 
beschäftigen. Jedenfalls erhoffe ich mir die 
eine oder andere neue Erkenntnis. Denn das 
Eckpunktepapier, über den Referente-
nentwurf will ich erst gar nicht reden, ist ein 
erster Entwurf. Jeder, der in der Verwaltung 
und Politik ein bisschen zuhause ist, weiß, 
dass man erste Referentenentwürfe nicht so 
fürchterlich ernst nehmen und sich nicht 
gleich über sie aufregen sollte. 

Meine Damen und Herren, ich behaupte, 
das Eckpunktepapier wirft im Augenblick 
mehr Fragen auf, als dass es Antworten gibt. 
Mehr Fragen vor dem Hintergrund nicht nur 
der Themen der Organisation und Qualifi-
kation, sondern auch der Bedarfe. Da sehe 
ich in dem Eckpunktepapier den Hinweis, 
dass durch Rechtsverordnungen Anpassun-
gen vorgenommen werden sollen. Ich sage 
Ihnen voraus, da wird es großen Streit in der 
Großen Koalition geben, wenn es kein 
Einvernehmen im gesamten Feld der Migra-
tionspolitik gibt. Das Stichwort Spurwechsel 
– von der vermeintlich nur vorübergehen-
den Zuwanderung aus humanitären Grün-
den zum Daueraufenthalt aus Gründen des
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so lange hier ist, kriegt er einen gefestigten 
Aufnahmestatus. Dann kann er auf Dauer 
hier bleiben. Übrigens haben wir das in den 
80er Jahren gemacht. Hier sind ja nun 
einige, die in dem Sektor, in Verbänden und 
in der Politik dabei waren und mit disku-
tierten. Ich kann nur sagen, dass jedenfalls 
die Stichtagsregelungen in Berlin im Zusam-
menhang mit der jüdischen Fluchtbewe-
gung aus Russland und den kriegerischen 
Auseinandersetzungen in Ex-Jugoslawien 
eine sehr heilende Wirkung hatte. Es 
kommt darauf an, Rechtsfrieden und 
Sicherheit zu schaffen. 

Zurück zur Otto Benecke Stiftung e.V.: 
Ich habe darauf hingewiesen, dass die Otto 
Benecke Stiftung e.V. seit jeher im Bereich 
der Ausbildung und der Integration in die 
Arbeitswelt gearbeitet. Nachdem Engage-
ment im akademischen Bereich, entspre-
chend den Wurzeln der Stiftung im Bereich 
der Studentenschaft, erfolgte die Verbreite-
rung in den Bereich der beruflichen Bildung. 
Die Otto Benecke Stiftung e.V. wird sich 
politisch einmischen und insbesondre um 
die Frage kümmern, wie können die Zeitab-
läufe für die Anerkennung von beruflichen 
Qualifikationen verbessert werden. Dabei 
werden wir uns mit Formen des deutschen 
Föderalismus auseinandersetzen müssen. 
Doch da hat die Otto Benecke Stiftung seit 
ihrer Gründung breite und tiefe Erfahrun-
gen gemacht. Wie in der Vergangenheit so 
sind wir auch jetzt auf Ihre Ideen und Ihre 
Hilfe angewiesen. Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen einen 
kommunikativen Gewinn bei unserer Ta-
gung.

aktuellen Arbeitsmarktes. Wer mal hier ist, 
aus welchen Gründen und auf welchen We-
gen auch immer, der kann seine 
Hoffnungen auf einen Spurwechsel im 
Aufnahmeverfahren setzen. Das schafft 
Anreize. Ich will inhaltlich nicht Stellung 
nehmen. Aber mich bedrückt die Frage: Wie 
gehe ich mit den Menschen um, die hier 
schon lange sind, die einen Job, die Kinder 
haben?

In dem Eckpunktepapier steht, man will 
eigentlich nur Qualifizierte holen, übrigens 
mit einer gewissen Widersprüchlichkeit: 
Wir wollen nur Qualifizierte, aber gleich-
zeitig will man junge Leute herholen und 
hier ausbilden. Übrigens gleichzeitig, steht 
auch in dem Papier, will man Menschen in 
den Herkunftsländern auch für die Zuwan-
derung in unseren Arbeitsmarkt ausbilden. 
Ausbildung also in den sogenannten Dritt-
staaten. Das kann sinnvoll sein, aber nicht 
nur mit dem Ziel der Versorgung unseres 
Arbeitsmarktes. Es geht auch immer um die 
wirtschaftliche Entwicklung insbesondere 
von Staaten in Afrika. Die Anwerbung von 
Fachkräften nach Deutschland und andere 
europäische Staaten steht nicht im Einklang 
mit Zielen der Entwicklungspolitik.   

Ich erinnere mich immer daran, was früher 
wesentlicher Bestandteil der Hilfe für Men-
schen aus vielen Ländern der Welt war. Das 
sollte auch in der Zukunft nicht vergessen 
werden. Es wurden Ausbildungsstipendien 
unter der Bedingung vergeben, dass die 
Stipendiaten wieder in ihre Heimat zurück-
gehen und dort ihren Beitrag leisten zum 
Aufbau ihrer Heimat. Mittel- und langfristig 
kann so die Völkerwanderung der Hoffnung 
eingedämmt werden. 

Was machen wir mit denen, die schon zehn 
Jahre hier sind und einen Job haben? Ich 
bin der Auffassung, dass man hier mit Stich-
tagsregelungen arbeiten muss. Also unter 
bestimmten Kriterien, wenn jemand so und 
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In der fast 70-jährigen Geschichte der 
zweiten deutschen Demokratie hat es 
keinen politischen Konflikt gegeben, der 
das Land so tief, so leidenschaftlich, so 
dauerhaft aufgewühlt hat wie der, den der 
Flüchtlingsschock des Jahres 2015 auslöste. 

Man kann das nicht exakt messen. Aber 
wer den größten Teil dieser Geschichte 
wach miterlebt hat, ist sich seines Urteils 
ganz sicher: Keine der großen politischen 
Auseinandersetzungen der bundesrepubli-
kanischen Vergangenheit hat so polarisie-
rend gewirkt wie diese. 

Nachdenken über Migration
Vortrag von Prof. Dr. Peter Graf Kielmansegg,
em. Professor für Politikwissenschaft der Universität Mannheim

Wenn die Politik sich einredet, die Flücht-
lingsfrage habe ihre Sprengkraft verloren, 
gibt sie sich einer Täuschung hin. Sie 
wünscht, es wäre so. Und nimmt deshalb 
bereitwillig entgegen, was ihr die Demos-
kopie über die Stimmungen des Tages sagt. 
Aber unter den Stimmungen des Tages 
liegen Tiefenschichten der kollektiven 
Gemütsverfassung. Die eruptive Heftigkeit, 
mit der das Thema sich von Zeit zu Zeit zu-
rückmeldet, sagt etwas über diese Verfas-
sung. Jeder spürt, dass das politische Klima 
in unserem Land mit dem Schock des Jah-
res 2015 ein anderes geworden ist, funda-
mental und nicht nur oberflächlich, dauer-
haft und nicht nur vorübergehend. Jeder 
weiß – und es wird ja auch ausgesprochen: 
Wiederholte sich das Jahr 2015, könnte 
die Erschütterung demokratiegefährdend 
werden. Denn für viele Bürger, auch wenn 
sie es so nicht formulieren, heißt in einem 
Land mit faktisch offenen Grenzen leben 
in einem Land leben, das den von Thomas 
Hobbes beschriebenen Elementarpakt 
moderner Staatlichkeit „Gehorsam und 
Loyalität gegen Sicherheit“ hat auslaufen 
lassen. 

Man kann diese Empfindung mitsamt den 
politischen Reaktionen, die ihr entsprin-
gen, als hysterisch oder fremdenfeind-
lich abtun – ich werde auf das Stichwort 
Fremdenfeindlichkeit zurückkommen. 
Aber man verfehlt damit die Essenz jenes 
Gefühls des Ausgesetzt-Seins, das entsteht, 
wenn der Staat seine Pflicht, das Eige-
ne schützend zu umgrenzen, nicht mehr 
erfüllen kann oder erfüllen will. Und man 
verdrängt mit dieser Reaktion das Wissen, 
dass das Jahr 2015 sich wiederholen kann. 

Prof. Dr. Peter Graf Kielmansegg, em. Professor für 
Politikwissenschaft der Universität Mannheim
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zu bedenken sind. Und eine Demokratie 
wäre schlecht beraten, wenn sie sie nicht 
bedächte. Aber mit dem Bedenken ist es 
nicht getan. Demokratien müssen aus den 
aufeinanderstoßenden leidenschaftlichen 
Reaktionen eine Politik zu entwickeln, die 
jedenfalls für eine Mehrzahl der Bürger zu-
stimmungsfähig ist. Das setzt einen gesell-
schaftlichen Diskurs voraus, der vernünftig, 
nachdenklich, redlich geführt wird. Dahin 
haben wir es in den drei Jahren, die uns 
das Thema schon umtreibt, nicht gebracht. 
Anders formuliert: Es ist uns nicht gelun-
gen, eine Sprache der Mitte zu finden, die 
es möglich gemacht hätte, im Respekt vor 
einander über eine Herausforderung zu 
reden, die unser Gemeinwesen elementar 
trifft.

Nicht, dass eine Sprache der Mitte jeden 
erreichen könnte. Es gibt die unerreichba-
ren Randzonen des politischen Spektrums 
 – ein blindes Sich-Versteifen auf xenopho-
be Abschottung ohne Rücksicht auf das
Geschehen in der Welt auf der einen Seite,
ein blindes Beharren auf bedingungsloser
Offenheit ohne Rücksicht auf die Folgen
für das eigene Land, ja in demonstrativer
Verachtung für das Eigene auf der anderen.
Aber es gibt auch eine Mitte, die sich kei-
ner dieser beiden Randzonen zugerechnet
sehen möchte. Sie wäre vermutlich stark
genug, die Diskussion zu dominieren. Aber
sie ist sprachlos geblieben.

Warum? Fraglos trägt die Politik einen 
erheblichen Teil der Verantwortung dafür. 
Sie hätte der öffentlichen Auseinander-
setzung den Weg weisen müssen, den 
Inhalten wie dem Stil der Debatte. Aber 
die Parteien der Mitte, auf die es ankam, 
haben der Gesellschaft nicht gezeigt, wie 
diese Auseinandersetzung zu führen sei, 
weder dort, wo sie sich stritten, noch dort, 
wo sie ein Meinungskartell bildeten. Und 
die Kanzlerin, die wichtigste Stimme der 
Politik, hat nun einmal nicht die Gabe, auf 

Wir mögen administrativ besser gerüstet 
sein – und sind es hoffentlich. Aber wir 
sind unverändert faktisch ein Land mit of-
fenen Grenzen, welches darauf hofft, dass 
andere ihm existentielle Herausforderun-
gen ersparen.

Das alles gilt, wie jedermann mit einem 
flüchtigen Blick über die Grenzen fest-
stellen kann, nicht nur für Deutschland. 
Deutschland ist kein Sonderfall. Wir be-
obachten in allen Demokratien, die von 
massenhafter Zuwanderung betroffen sind, 
Ähnliches. Eine Polarisierungsdynamik 
setzt ein, die das Land in Zerreißproben 
treibt. Sichtbarstes Zeichen der Erschüt-
terung im politischen Bereich ist, dass die 
Parteiensysteme überall aufgesprengt 
werden.

Polarisierung ist das Stichwort, an das 
ich in den folgenden Überlegungen an-
knüpfen will. Dass Zuwanderung in einer 
Demokratie kein Konsensthema ist, bedarf 
keiner Erklärung. Es ist ganz unvermeid-
lich, dass unterschiedliche normative 
Orientierungen, unterschiedliche Interes-
sen, unterschiedliche Einschätzungen der 
tatsächlichen Verhältnisse auf diesem Feld 
aufeinandertreffen. Wenn es aber zu einer 
dramatischen Steigerung und Zuspitzung 
des Zuwanderungsgeschehens kommt, wie 
sie Europa spätestens von 2015 an traf; 
wenn gleichsam das ganze Elend der Welt 
gegen ein Einwanderungsland anbrandet, 
dann bricht offenbar ein Dissens auf, der 
das Gemeinwesen tief auseinanderreißt. 
Es prallen aufeinander spontane, bedin-
gungslose Bereitschaft, Verantwortung 
für eben dieses Elend der Welt zu über-
nehmen, und tiefe Verstörung angesichts 
einer Bedrohung des Eigenen durch ein 
nicht mehr kontrollierbares, jedenfalls 
nicht mehr kontrolliertes Hereindringen 
des Fremden. Beide Seiten können Grün-
de für ihre auf je unterschiedliche Weise 
heftige Reaktion anführen, die ernsthaft 
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die Migrationsdebatte gegolten. Aber sie 
ist so nicht geführt worden. Die Folgen 
der Umdeutung einer politischen Debatte 
in eine moralische liegen auf der Hand. 
Wer moralisch argumentiert, also seinem 
Selbstverständnis nach aus einer Position 
apriorischer Überlegenheit heraus, tut 
sich schwer damit zuzugestehen, dass man 
mit guten Gründen anderer Meinung sein 
kann. Und so kommt es denn dazu, dass 
man nicht mehr miteinander diskutiert, 
sondern im Modus der Empörung und 
der Verachtung über einander redet. Die 
moralische Umdeutung einer politischen 
Streitfrage erlaubt die Exkommunikation 
des Andersdenkenden. Das konnte man 
in der Migrationsdebatte der letzten drei 
Jahre beobachten.

Offene Grenzen als moralischer Imperativ – 
das ist freilich nur eine Art der Weigerung, 
sich auf eine politische Diskussion über 
die Herausforderung Migration einzulas-
sen. Zuwanderung als Apokalypse ist die 
andere, entgegengesetzte. Protottypisch 
hat sich die apokalyptische Deutung – man 
zögert hier mit so hohen Worten zu ope-
rieren – in der Pegida-Bewegung artikuliert. 
Aber das eifrige Schüren des Hasses, die 
Wutrhetorik, in der sich die Wortführer 
dieser Bewegung geübt haben, hat lan-
desweit wenig Widerhall gehabt. Dass 
die Bewegung nur an ihrem Ursprungsort 
einigermaßen erfolgreich war, ist erstaunli-
cher-, vielleicht auch bezeichnenderweise 
viel weniger wahrgenommen worden als 
eben dieser Erfolg am Ursprungsort. 

Der moralische Absolutismus auf der Ge-
genseite hatte und hat einen unvergleich-
lich viel größeren Resonanzraum. Deshalb 
ist er vor allem zu diskutieren, wenn wir 
uns fragen, warum Deutschland die Spra-
che der Mitte, die eigentlich politische 
Sprache in den Auseinandersetzungen 
über Zuwanderung nicht gefunden hat.
Es gibt Begrifflichkeiten, an denen sich 

den öffentlichen Diskurs mit dem, was sie 
sagt, prägend einzuwirken. Darin liegt das 
eigentliche Politikversagen, mehr als in 
dieser oder jener Entscheidung.

Politikversagen – das ist eine erste Ant-
wort auf die Frage, warum wir keine 
Sprache der Mitte in der Migrationsdebat-
te gefunden haben. Aber mehr als eine 
erste Antwort ist es nicht. Entscheidend 
ist vermutlich die ungeheure moralische 
Aufladung der Thematik gewesen, an der 
sich viele mit großem Eifer beteiligt haben 
und noch beteiligen. Sie kam nicht über-
raschend. In Deutschland neigt man seit 
dem Sturz in den moralischen Abgrund der 
Jahre 1933-1945 dazu, Politik als Exekution 
von moralischen Imperativen zu verstehen. 
Das ist vor dem Hintergrund der Verbre-
chensgeschichte des Nationalsozialismus 
nicht unverständlich. Aber es tut der Poli-
tik nicht gut. 

Die Bedeutung der Moral für das politische 
Handeln liegt nicht darin, dass sie dem 
Handelnden Schritt für Schritt den Weg 
zu weisen hätte. Moral hat die Aufgabe, 
den Raum der Politik einzuzäunen. Moral, 
heißt das, gibt Auskunft über Grenzen. 
Sie beantwortet die Fragen: Was darf die 
Politik unter keinen Umständen tun? Und: 
Wozu ist die Politik unter allen Umständen 
verpflichtet? Zwischen diesen Grenzen 
aber erstreckt sich ein weiter Raum, in 
dem die Freiheit und die Verpflichtung 
zu vernünftiger Abwägung gilt; ein Raum 
ohne moralische Imperative; ein Raum, 
heißt das, in dem zwischen Möglichkeiten 
des Handelns zu wählen ist, die gleicher-
maßen moralkompatibel sind. 

Im demokratischen politischen Prozess 
geht es genau um diesen Raum. Das We-
sen der Demokratie liegt geradezu im de-
liberativen öffentlichen Umgang mit einer 
Mehrzahl von Möglichkeiten politischen 
Handelns. Das hätte auch und gerade für 
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gut aufzeigen lässt, wie der Prozess der 
Erosion der Bedingungen der Möglichkeit 
eines demokratischen Dialogs, von dem 
die Rede ist, in der Migrationsdebatte ab-
sichtlich und unabsichtlich befördert wird. 
Wir erinnern uns an das frühe Wort von 
Bundespräsident Gauck „Es gibt ein helles 
und ein dunkles Deutschland“. Wir wissen, 
was er in einer Zeit, in der enthusiastische 
Hilfsbereitschaft und gewalttätiger Frem-
denhass aufeinandertrafen, gemeint hat. 
Aber dass wir verstehen, was gemeint war, 
ändert nichts daran, dass die Mitte, um 
die es mir geht, in diesem dichotomischen 
Verdikt nicht vorkommt. Da sie wussten, 
auf wen das rühmende Wort vom hellen 
Deutschland zielte, mussten die, die – 
ganz ohne Fremdenhass – fürchten, dass 
unkontrollierte Massenzuwanderung aus 
fremden Kulturräumen ihr Land bis zur 
Unkenntlichkeit verändern wird, sich als 
zum dunklen Deutschland gerechnet wahr-
nehmen.

Auch das Begriffspaar Weltoffenheit – 
Fremdenfeindlichkeit, das, weithin mit 
großer Selbstverständlichkeit genutzt, den 
Diskurs in Deutschland beherrscht, teilt 
die Gesellschaft in hell und dunkel auf. 
Natürlich gibt es wirkliche Fremdenfeind-
lichkeit. Sie decouvriert sich in Äußerun-
gen und Taten des Hasses. Die müssen 
bekämpft werden. Aber der Begriff hat in 
der politischen Polemik jede scharfe und 
klare Kontur verloren. Zum Fremdenfeind 
kann jeder erklärt werden, der die faktisch 
vorbehaltlose Öffnung der Grenzen nicht 
für die erste und sinnvollste Antwort auf 
das Elend der Welt hält; jeder, der sich, 
ganz schlicht, um die Zukunft seines Lan-
des sorgt.

Sehr ähnlich verhält es sich mit dem 
Begriff Weltoffenheit – einem allgegenwär-
tigen Schlüsselwort der Debatte. Es ist ein 
sympathisches Wort, das Beifall geradezu 
erzwingt. Und weil es ein sympathisches 

Wort ist, das Beifall geradezu erzwingt, 
ist es eine starke Waffe im Wortgefecht. 
Als weltoffen verstehen und bezeichnen 
sich die, die für eine möglichst unkondi-
tionierte Zuwanderung eintreten. Aber 
verschließt sich der, der diese Art der 
Weltoffenheit kritisch beurteilt, notwen-
dig gegenüber der Welt? Weltoffenheit 
als Haltung hat viele Dimensionen, vom 
Erlernen fremder Sprachen über das 
Reisen, um anderen Kulturen zu begegnen, 
den Umgang mit Gästen aus aller Welt bis 
hin zu jenen politischen Haltungen, die 
Zusammenarbeit unter den Völkern und 
Staaten der Welt begünstigen. Weltoffen-
heit in den meisten ihrer Dimensionen ist 
hierzulande unkontrovers. Wir streiten uns 
nicht über Weltoffenheit an sich, sondern 
darüber, nach welchen Regeln, in wel-
chem Umfang Menschen aus aller Welt 
das Recht haben sollen, sich dauerhaft in 
diesem Land niederzulassen. Das ist un-
bestreitbar ein Aspekt von Weltoffenheit. 
Aber ganz gewiss nicht der einzige. Und 
jedenfalls der, bei dem wir am wenigsten 
darauf verzichten können, über das, was 
wir tun, ernsthaft nachzudenken. Wer 
als Weltoffenheit nur gelten lässt, was er 
selbst, eng gefasst, darunter versteht, mag 
eine wirksame Wortwaffe zur Hand haben. 
Aber einem vernunftgeleiteten politischen 
Diskurs über Zuwanderung stellt er sich 
in den Weg. Redlichkeit im Umgang mit 
Begriffen, ausgrenzenden Begriffen zumal, 
ist für eine Sprache der Mitte essenziell.

Eine Sprache der Mitte; eine Sprache, die 
Raum schafft für einen politischen Diskurs 
ohne Feindseligkeiten; eine Sprache, die 
hilft, den unvermeidlichen politischen 
Konflikt über die Jahrhundertherausforde-
rung Migration so zu bändigen, dass er die 
Gesellschaft nicht zerreißt – eine solche 
Sprache ist freilich nicht voraussetzungslos 
verfügbar, auf nichts als den guten Willen 
der Beteiligten angewiesen. Die erste und 
wichtigste Voraussetzung der Möglichkeit, 
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Voraussetzungen in Zukunft Dimensionen 
annehmen, die alles bisher Erlebte zu 
einem bloßen Vorspiel machen. Das gilt 
vor allem für Europa. Europa ist für Afrika, 
den Nahen und den Mittleren Osten, die 
Hauptkrisenregionen dieses Globus, der 
am besten erreichbare Wohlstandsraum. 
Das ist die Konstellation, mit der wir uns 
auseinanderzusetzen haben. Und wer sie 
nicht als neu erkennt, hat wenig begriffen. 
Antworten, die nur den Augenblick ins 
Kalkül nehmen, sind ganz unzulänglich. 
Wir brauchen Strategien, die weit in die 
Zukunft hineingedacht sind.

Ziel der Elends- und Hoffnungswanderun-
gen sind, zweitens, die Demokratien dieser 
Welt, nicht alle aber viele von ihnen. Denn 
Demokratien – und das ist ganz sicher kein 
Zufall – machen das Gros unter den Staa-
ten der Wohlstands-, Stabilitäts-, Sicher-
heitsregionen unseres Globus aus. Demo-
kratische Politik aber hat ganz bestimmte 
Voraussetzungen und folgt ganz bestimm-
ten Regeln, die nicht ignoriert werden 
können, wenn Demokratien Demokratien 
bleiben wollen. In den schlichten Worten 
der amerikanischen Unabhängigkeitser-
klärung ist „the consent of the governed“, 
die Zustimmung der Regierten, das Fun-
dament demokratisch legitimen Regierens. 
Das bezieht sich zunächst einmal auf die 
Regeln, nach denen sich legitime Regie-
rungsgewalt konstituiert. Aber es bezieht 
sich dann auch auf die Politik, die die 
demokratisch legitimierten Regierungsge-
walten treiben sollen, jedenfalls in ihrer 
grundsätzlichen Ausrichtung. Das aber 
heißt: Demokratien können nicht einfach 
dekretieren, dass ihre Bürger Zuwande-
rung im großen Stil hinzunehmen haben, 
auch mit moralischen Argumenten nicht. 
Man kann und muss für das Verantwort-
bare und Zumutbare werben. Aber man 
muss auch bereit sein, darüber zu spre-
chen, was verantwortbar und zumutbar 
ist. Wenn sie nicht den Versuch machen, 

in einer Sprache der Mitte miteinander zu 
reden, ist diese: Wir müssen gemeinsam 
die Realitäten ins Auge fassen. Oder jeden-
falls gewisse elementare, für das Migrati-
onsgeschehen konstitutive Realitäten.

Das klingt trivial. Aber es ist nicht trivial. 
Der Wirklichkeit gedanklich und sprachlich 
auszuweichen, ist ein Grundzug der Inte-
grationsdebatte. Das wird sofort deutlich, 
wenn ich an einigen wenigen Beispielen 
aufzeige, was es heißt, den Realitäten ins 
Gesicht zu sehen. Ich wähle dabei Aspekte 
der Migrationswirklichkeit aus, die die poli-
tische Debatte besonders gern beschweigt.

Die globale Migration des 21. Jahrhunderts 
ist ein ganz und gar neuartiges Phänomen. 
Der letzte deutsche Historikertag hat es 
für richtig befunden, zur Unterstützung 
der Regierungspolitik der Jahre 2015ff. 
eine allgemeine historische Sentenz des 
Inhalts, dass Zuwanderung den betrof-
fenen Gesellschaften immer schon gut 
getan habe, zu formulieren. Er hat damit 
der Profession, für die er spricht, keine 
Ehre gemacht. Denn gerade Historiker 
sollten einen Sinn für das haben, was neu 
ist und eben nicht immer schon so oder 
ähnlich war. Wir leben in einer globalen 
Welt. Und diese globale Welt ist durch ein 
ungeheures Wohlstands-, Stabilitäts- und 
Sicherheitsgefälle gleichsam zweigeteilt, 
ein ungeheures Gefälle der Lebenschancen, 
um es kurz zu sagen. Die modernen Kom-
munikationstechniken machen dieses Ge-
fälle weltweit für jedermann wahrnehmbar. 
Die räumlichen Distanzen sind in der Welt 
von heute und erst recht der von morgen 
überwindbar – wie auch immer. Und da 
Menschenschmuggel inzwischen weltweit 
eines der lukrativsten kriminellen Geschäf-
te ist, fehlt es auch an Organisatoren der 
Wanderungsbewegungen nicht. In der 
Summe heißt das: Die Hoffnungswande-
rungen aus den Elends- in die Wohlstands-
regionen dieser Welt können unter solchen 
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das Verantwortbare und das Zumutbare 
zwischen den widerstreitenden Positionen 
auszuhandeln, dementieren Demokratien 
sich als Demokratien selbst. Sie würden im 
Übrigen auch Schiffbruch erleiden. 

Man kann es auch so sagen: Massenhafte 
Einwanderung, die als oktroyiert wahrge-
nommen wird, wird unvermeidlich politi-
sche Polarisierungen heraufbeschwören, 
die eine gefährliche Intensität annehmen 
können. Das gilt insbesondere für eine 
Politik, die ihrem Land, sei es aus Überzeu-
gung sei es aus Schwäche, faktisch offene 
Grenzen zumutet. Die Warnung, dass 
Demokratien in ihrer Migrationspolitik die 
Grenzen ihrer Belastbarkeit in Rechnung 
stellen müssen, meint also nicht nur die 
materiellen oder administrativen Ressour-
cen. Sie meint auch: Demokratien müssen 
sich vor Konflikten hüten, die ihrer Kontrol-
le entgleiten. Es ist eine Erfahrung, die alle 
betroffenen Demokratien machen, dass 
massenhafte Zuwanderung, zumal wenn 
die kulturellen Distanzen zwischen de-
nen, die da aufeinandertreffen, groß sind, 
Widerstand in der einheimischen Bevölke-
rung auslöst. Man mag darüber urteilen, 
wie man will. Das Faktum bleibt, dass Zu-
wanderung, wenn es sich um große Zahlen 
handelt, Demokratien in Konflikte stürzen 
kann, derer der demokratische politische 
Prozess nicht mehr Herr wird. Das ist in 
Rechnung zu stellen.

Noch ein dritter Aspekt jener Wirklich-
keit, die ins Auge zu fassen ist, wenn wir 
die Migrationsdebatte politisch, in einer 
Sprache der Mitte führen wollen, sei 
beispielhaft genannt. Demokratien sind 
Staatswesen, die die Rechtspflichten, die 
sie in der internationalen Gemeinschaft 
haben, in der Regel – nicht immer – sehr 
viel ernster nehmen als andere Staaten. 
Das aber bedeutet, dass ihre politischen 
Handlungsspielräume, wenn es um Zuwan-
derung geht, sehr eng geworden sind. Das 

gilt besonders für die in die Europäische 
Union eingebundenen Staaten. Sie haben 
nicht nur die internationale Menschen-
rechtskonvention und die Genfer Flücht-
lingskonvention, demnächst auch den 
Migrationspakt zu beachten, sondern auch 
die einschlägigen Regeln des EU-Vertrags-
rechtes. Alle diese Verträge sind in der Ten-
denz darauf angelegt, Migranten Rechte zu 
verleihen und die Einwanderungsstaaten 
in Pflicht zu nehmen. Zudem gibt es eine 
stetige Dynamik, dieses Normennetz dich-
ter zu knüpfen. 

Der Migrationspakt der Vereinten Natio-
nen ist das jüngste Beispiel dafür. Das aber 
bedeutet: Rechtstreue Demokratien haben 
die Fähigkeit, auf das Zuwanderungsge-
schehen, auch wenn es sie existenziell he-
rausfordert, steuernd einzuwirken, weitge-
hend eingebüßt. Für Deutschland, ein Land 
mit konsequent ausgebauter Verwaltungs- 
und Verfassungsgerichtsbarkeit ergibt sich 
folgerichtig, dass die Gerichte im Regelfall 
die letzte, entscheidende Instanz sind. Die 
Frage drängt sich auf, ob Demokratien 
bei wachsendem Migrationsdruck auf 
die Dauer mit diesem Verlust an Hand-
lungsfähigkeit leben können; ob, anders 
formuliert, die Art der Verrechtlichung des 
Migrationsgeschehens, wie sie aus guten 
humanitären Gründen bis heute vorange-
trieben wird, nicht im Licht der Migrati-
onswirklichkeit des 21. Jahrhunderts neu 
bedacht werden muss. Aber diese Frage 
möchte niemand stellen.

Am Anfang stand ein Rückblick auf die 
Konfliktgeschichte der zweiten deutschen 
Demokratie. Einen Konflikt wie den, den 
wir seit drei Jahren um die Zuwanderung 
austragen, habe, das war die Einschätzung, 
dieses Land noch nicht erlebt. Was die Lei-
denschaftlichkeit angeht, mag der Nach-
rüstungskonflikt der frühen achtziger Jahre 
dem Zuwanderungskonflikt gleichzustellen 
sein. Aber hinter den konnte mit einer 
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Wir brauchen eine strategische Konzepti-
on, die die Bereitschaft zu helfen mit dem 
Willen zur Behauptung des Eigenen verbin-
det. Alles andere würde unsere Demokra-
tie zerreißen. Diesen mittleren Weg haben 
wir noch nicht gefunden. Wir werden ihn 
nur finden und gehen können, wenn wir 
lernen – und das war mein Thema –, in 
einer Sprache der Mitte über die Aufgabe, 
vor dem wir stehen, miteinander zu reden.

einzigen politischen Entscheidung eine Art 
von Schlusspunkt gesetzt werden. Und 
dann kam die Geschichte zur Hilfe – der 
Ost-West-Konflikt ging zu Ende. So wird es 
beim Thema Zuwanderung nicht sein. 

Das ist eine Herausforderung auf lange 
Sicht, hinter die keine einzelne Entschei-
dung einen Schlusspunkt setzen kann. Die 
Geschichte wird uns auch nicht zur Hilfe 
kommen. Sie wird eher das Gegenteil tun. 

Publikum
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gesetzes war von Verschlimmbesserung 
die Rede. Es werde alles schlimmer als 
die heutige Rechtslage schon sei, habe ich 
gehört. Stimmt das? Auch dazu möchte ich 
aktuell sprechen.

Zunächst ein ganz grundsätzlicher Hinweis: 
Wir werden im Jahre 2040 in Deutschland 
sechs Millionen weniger Menschen im 
Alter zwischen 20 und 65 haben als heute. 
Wenn ich vom Jahr 2040 rede, dann rede 
ich von einer Zukunft, die bereits Vergan-
genheit ist. Die dann fehlenden 6 Millio-
nen Menschen im erwerbsfähigen Alter 
müssten nämlich schon längst geboren 
sein, hätte man diese Arbeitskräftelücke 
ohne Zuwanderung vermeiden wollen. 
Ausgebliebene Geburten aber kann man 

Vor ein paar Stunden bin ich aus Banga-
lore kommend in Frankfurt gelandet. Das 
inspiriert mich, zunächst einmal daran zu 
erinnern, welche Debatten wir in Deutsch-
land hatten beim Thema Zuwanderung und 
Fachkräftesicherung. „Kinder statt Inder“ 
war mal die Intonierung durch den damali-
gen Ministerpräsidenten Nordrhein West-
falens. Da mündete die eine Unsachlichkeit 
in die andere mit der Überschrift „billig 
und willig“. Sie stand für die so realitätsfer-
ne wie infame Unterstellung an die Arbeit-
geber, sie wollten sich doch nur die billigen 
und willigen Leute aus dem Ausland holen, 
damit sie im Inland nicht teuer ausbilden 
und qualifizieren müssen. Solche absurden 
Überschriftsdebatten komplexer Themen 
wurden ganz ernsthaft geführt. 

Heute sehe ich glücklicherweise einen 
großen Fortschritt in der Debattenkultur. 
Wir reden auch heute hier in Bonn sachlich 
und differenziert über die komplizierten 
Themen, trotz einer emotional aufgelade-
nen Situation, bei der Populisten immer 
wieder versuchen, aus plumper Stim-
mungsmache politisch Kapital zu schlagen, 
wo aber überhaupt kein Problem gelöst 
wird, sondern wo man sich nur machtpoli-
tisch nach vorne arbeiten möchte. Sie be-
stimmen aber nicht mehr die Tonlage. Die 
große Mehrheit diskutiert die anstehen-
den Themen bei Fachkräftesicherung und 
Zuwanderung sehr sachbezogen. Und da 
sitzt – wie bei vielen Themen – der Teufel 
im Detail. Das habe ich an den Fragen, die 
auch hier heute Vormittag gestellt worden 
sind, bemerkt. Im Zusammenhang mit dem 
Entwurf des Fachkräfteeinwanderungs-
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nicht nachholen. Also rede ich im Zusam-
menhang mit dieser dramatischen Lücke in 
2040 über eine Zukunft, die schon Vergan-
genheit ist. Ich mache nicht irgendwie eine 
Prognose, über deren Grundannahme man 
vielleicht streiten könnte, sondern be-
nenne ein heute bereits für 2040 definitiv 
feststehendes Problem, das wir nur durch 
Zuwanderung ab jetzt noch lösen oder 
abmildern können.

Nun mein zweiter Punkt zum Thema Fach-
kräftesicherung, den ich Ihnen mit Opti-
mismus nahebringen will: Wir haben es 
geschafft, dass die Debatte etwa zwischen 
den Arbeitgebern, die ich vertrete, und 
den Gewerkschaften so sachlich geführt 
wurde, dass wir unsere Hausaufgaben 
bezüglich der Arbeitslosen im Inland nicht 
ausspielen lassen gegen Zuwanderungsthe-
men. 

Wir müssen und können beides – Hilfe zur 
Integration in Erwerbsarbeit von so vielen 
immer noch arbeitslosen Menschen wie 
möglich und vernünftige Steuerung von 
Zuwanderung – gemeinsam, gleichzeitig 
und mit Engagement angehen.

Jetzt spreche ich mal als Verwaltungsrats-
vorsitzender der Bundesagentur für Arbeit: 
viele meinen, weil die Arbeitslosenzahlen 
bei uns so massiv runtergegangen sind, 
könnte man auch im Bereich der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik deutlich sparen. Im 
Gegensatz zu solchen Vorstellungen ha-
ben wir ganz aktuell die finanziellen Mit-
tel für die aktive Arbeitsmarktpolitik in 
Deutschland sogar noch ansteigen lassen. 
Weshalb denn bei sinkender Arbeitslo-
sigkeit? Ja, weil die jetzt trotzdem noch 
arbeitslosen Menschen mehrere Probleme 
gleichzeitig haben und deshalb nur mit 
größerer Anstrengung, mit längeren Qua-
lifizierungsmaßnahmen, mit intensiverer 
Begleitung durch Kümmerer wieder zurück 
in Erwerbsarbeit kommen können. Man 

kann zwar nicht alles mit Geld lösen, aber 
der Erfolg hier ist auch eine Finanzfrage! 
Mit den notwendigen zusätzlichen Mitteln 
zeigen wir, dass es nicht nur eine Floskel 
für Sonntagsreden ist, dass wir bei allem 
Engagement für gute Zuwanderung uns 
gleichzeitig intensiv um die hier lebenden 
arbeitslosen Menschen kümmern.

Wir tun das übrigens auch, um die Akzep-
tanz für Zuwanderung in unserem Land 
zu festigen oder vielleicht auch überhaupt 
erst zu erzeugen. Da sind wir schon einen 
ziemlich großen Schritt nach vorne gekom-
men, und wir haben ein belastbares Ver-
trauensverhältnis zwischen Arbeitgeber-
vertretern und Gewerkschaften, was dieses 
Thema angeht. 

Nun mein dritter Punkt: vor allem auch mit 
Blick auf die Sicherung der Finanzierung 
unserer Systeme der Sozialversicherung 
ist Zuwanderung in unserem ureigenen 
Interesse. Denken Sie alleine mal an die 
Altersversorgung, die umlagefinanzierte 
Rente: die junge Generation zahlt Beiträ-
ge, die sofort verwendet werden für die 
Zahlung der Renten derer, die das entspre-
chende Alter erreicht haben. Wenn diese 
Finanzierungsquelle bei immer weniger 
Beitragszahlern in unserer schrumpfenden 
Bevölkerung logischerweise immer uner-
giebiger wird, kriegen wir unlösbare Finan-
zierungsprobleme. Deshalb ist die Aufgabe, 
den Altersquotienten in unserem Land 
nicht so abrutschen zu lassen, wie er im 
Moment abrutscht, indem wir über Zuwan-
derung ausbalancieren, von elementarem 
Interesse.

Vor diesem Hintergrund gehe ich jetzt 
über zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz. 
Vorweg eine wichtige politische Feststel-
lung: das Bundesinnenministerium hat sich 
enorm bewegt mit Blick auf weitere Öff-
nung und Zuwanderungsmöglichkeiten, die 
mich zu der grundlegenden Einschätzung 
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bringen, dass unser Einwanderungsrecht 
im internationalen Vergleich bemerkens-
wert offen und liberal ist. Deshalb sind 
Änderungen am materiellen Recht in der 
aktuellen Debatte nicht unser Hauptthema. 
Unser Hauptbetätigungsfeld ist die Frage 
seiner gelingenden oder misslingenden 
Implementation.

Ich habe in den letzten Tagen mit der deut-
schen Generalkonsulin in Bangalore ge-
sprochen, da warten die Leute 8, 9, 10 Mo-
nate auf einen Termin im Generalkonsulat, 
um überhaupt mal anfragen zu können: 
„Könnt ihr vielleicht ein Visum für mich 
ausstellen?“ Und dann dauert es nochmals 
nicht selten weitere sechs Monate bis 
alles über die Bühne gegangen ist. Dieser 
untragbare Zustand ist einem eklatanten 
Personalmangel geschuldet vor allem an 
den so genannten Hot Spots unserer Aus-
landsvertretungen, wo die meisten Anfra-
gen nach Arbeit in Deutschland auflaufen. 
Die Wartezeiten sind hier so lang, dass sich 
längst schon wieder von uns abgewandt 
hat, wer als qualifizierte Fachkraft zunächst 
Interesse an Arbeit in Deutschland hat-
te. Viele sagen bei solchen Wartezeiten: 
„Dann gehe ich doch lieber nach Amerika 
oder nach England oder nach Australien, 
wo auch die Sprachprobleme nicht so groß 
sind.“

Deshalb ist eines der zentralen Themen 
für uns die Personalausstattung in unseren 
Auslandsvertretungen, Konsulaten und 
Botschaften, aber auch in vielen Auslän-
derbehörden innerhalb Deutschlands – da 
wo die Anträge der Menschen auflaufen 
und wo sie zügig bearbeitet werden müs-
sen. Angemessene Personalverstärkung 
muss einhergehen mit einer Modernisie-
rung der Kommunikationsinfrastruktur.

Ich habe alle mitverantwortlichen und 
zuständigen Staatssekretäre persönlich 
angeschrieben – im Außenministerium, Bil-

dungsministerium, Innenministerium und 
Arbeitsministerium – mit folgendem Tenor: 
‚Ich melde mich bei Ihnen mit einem 
scheinbar technischen Thema, nämlich der 
Frage, wie tauschen die Behörden eigent-
lich untereinander ihre Informationen aus, 
bearbeiten gemeinsam Einwanderungs-
anträge? Aber geben Sie meinen Brief 
bitte nicht, weil Sie sich doch für die große 
Politik zuständig fühlen, jetzt dem armen 
Oberamtsrat in irgendeinem Personalrefe-
rat oder einem Referenten in irgendeinem 
für die IT-Technik zuständigen Referat der 
Zentralabteilung. So jemand kann den 
Hebel nicht bewegen, der bewegt werden 
muss, damit diese Behörden überhaupt 
schnell kommunikationsfähig werden. Das 
muss auf Staatssekretärsebene gelöst wer-
den.‘ In etwa so habe ich geschrieben.

Man kann es kaum glauben: Heute werden 
Tonnen von Papier, ich sage mal polemisch, 
mit Postkutschen, das sind heute halt dann 
Flugzeuge oder Schiffe oder Autos oder 
was auch immer, von Behörde zu Behörde 
transportiert und das über tausende von 
Kilometern. Da werden Originalakten hin 
und her geschickt, die viele Monate lang 
unterwegs sind, bis dem Antragsteller die 
Entscheidung mitgeteilt wird. Das ist gaga, 
einfach nur gaga ist das. Und wenn wir das 
nicht ändern, dann kann der Bundestag ein 
noch so obertolles Einwanderungsrecht 
beschließen, es wird seinen Zweck nicht er-
füllen. Die, die wir brauchen, warten keine 
zehn Monate, auch nicht fünf. Wir können 
froh sein, wenn sie acht Wochen warten, 
denn sie haben Alternativen. Und das 
habe ich in Indien gesehen. Sie sind hoch 
qualifiziert und sie wissen das. Die werden 
nicht betteln, sondern einfach woanders 
hingehen, wenn wir ihnen nicht die Türen 
aufmachen. 

Deshalb ist das Thema Einwanderung auch 
eine Haltungsfrage in den Behörden. Und 
ich sage das ganz bewusst, nicht aggressiv 
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und insbesondere auch nicht unsere Aus-
länderbehörden angreifend, denn die sind 
über Jahrzehnte wie folgt gebrieft worden: 
„Jeden, den Ihr uns vom Hals haltet, ist 
eine gute Arbeit von Euch.“ Das war die 
politische Vorgabe, und jetzt müssen die-
selben Mitarbeiter den Hebel rumwerfen. 
Und das ist irre schwer.

Also, die Zeiten haben sich geändert. Bei 
gesteuerter, d.h. an unseren Arbeitsmarkt-
interessen orientierter Zuwanderung, 
dürfen unsere Behörden nicht mehr Brem-
ser sein, sondern sie müssen das Schmier-
mittel in der Maschinerie werden, damit 
die von uns selbst benötigte Einwanderung 
Qualifizierter auch schnell und im notwen-
digen Umfang funktioniert. Das ist auch 
eine Haltungsfrage, an der wir arbeiten 
müssen.

Jetzt noch ein paar Gedanken zu den The-
men, die heute schon eine Rolle spielten:
Aussetzung der Vorrangprüfung: absolut 
wichtig! Die Vorrangprüfung war ein rein 
bürokratischer Akt der Bundesagentur und 
hat über lange Zeit nur zu Zeitverlusten in 
der Arbeitsvermittlung geführt - nicht aber 
zur Vermittlung und Einstellung bevorrech-
tigter Interessenten. Die Vorrangprüfung 

soll deshalb zu Recht ausgesetzt werden. 
Nun hat Pro-Asyl mich angemailt und dar-
auf hingewiesen, dass die Vorrangprüfung 
zwar zunächst ausgesetzt, nach geltendem 
Recht aber wieder automatisch eingeführt 
wird. Dem bin ich sofort nachgegangen. 
Ich kann hier bekannt geben, dass uns das 
Arbeitsministerium erklärt hat, die Be-
schäftigungsverordnung, die dazu geändert 
werden muss, auch ändern zu werden. Es 
bleibt bei der Aussetzung der Vorrangprü-
fung. Also wer da jetzt noch Alarm ruft, 
dem sage ich, es ist noch nicht umgesetzt, 
aber die politische Zusage ist verbindlich 
da. Die Vorrangprüfung wird nicht wieder 
eingeführt werden.

Angesprochen wurden heute Morgen auch 
die etwas verschärften Voraussetzungen 
für die Ausbildungsduldung: Das ist ein 
Thema, an dem wir noch arbeiten müssen. 
Ich habe mich für die sog. „3+2-Regelung“, 
die ja hier in der Debatte schon eine Rolle 
spielte, mit Macht eingesetzt. Also daran 
hat die Wirtschaft sehr, sehr massiv gear-
beitet. Die Politik war nämlich zunächst 
sehr zögerlich, die 3+2-Regelung zu ak-
zeptieren, ist aber letztlich Dank unseres 
Drucks gesprungen. In letzter Minute ha-
ben wir damals eine Regelung akzeptiert, 
dass für jemanden, bei dem das Asylver-
fahren mit Ablehnung endete und aufent-
haltsbeendende Maßnahmen vor der Türe 
stehen, ein Ausbildungsvertrag nicht quasi 
als Joker missbraucht werden darf, mit 
dem man seinen Aufenthalt in Deutsch-
land noch einmal für etliche Jahre retten 
kann. Solch ein Missbrauch würde auch 
die Akzeptanz der 3+2-Regelung insgesamt 
erschüttern. Aber was aus dieser sehr 
begrenzten Ausnahme von dem „3+2-An-
spruch“ in Bayern etwa gemacht wurde, 
ist letztlich ein Unterlaufen der Regelung 
selbst. Das darf nicht sein! Jetzt soll das 
auch korrigiert werden.
Aber man will eine Identitätsklärung rein-
bringen. Das klingt vernünftig und ist es im 
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Land wieder verlassen muss und auch 
tatsächlich verlässt – ob freiwillig oder 
zwangsweise durch Abschiebung – wird 
sie oder er in der Regel später gut über die 
Zeit in Deutschland reden, wenn Spracher-
werb oder eine gewisse Grundqualifikation 
ermöglicht wurde, ein Grundwohlwollen 
auch in der Zeit der Prüfung ihrer Anträge 
ihr Leben in Deutschland geprägt hat. Sie 
werden anders über Deutschland reden 
als wenn sie nur die eiserne Faust des 
Staates glauben gespürt zu haben. Und Sie 
merken, ich bin da gar kein Weichling, ich 
habe kein Problem, Menschen, die nicht 
verfolgt sind, denen nicht Kriegsbomben 
auf die Köpfe fallen und die nicht an den 
Bedarfen unseres Arbeitsmarktes gemes-
sen uns jetzt hier in Deutschland hilfreich 
sein können, auch wieder in ihre Heimat-
länder zurück zu schicken. Weil wir nicht 
alle Elendsflüchtlinge der Welt – deren 
Elend vielleicht auch mich dazu genötigt 
hätte nach Deutschland zu gehen, wäre ich 
in der Situation, – in Deutschland aufneh-
men können. Das geht objektiv nicht. Wir 
müssen Verfolgte aufnehmen, Menschen, 
die Kriegssituationen ausgesetzt sind. Aber 
wir können nicht noch so schlimme, soziale 
Schicksale, alle quasi zu einem Einwande-
rungsrechtstatbestand machen. Das geht 
nicht.

Ich bin der Auffassung, dass wir immer da, 
wo wir in Ausbildung, in Spracherwerb, in 
gute Behandlung, in faire Behandlung in-
vestieren müssen, dass wir das auch wirk-
lich wollen sollen, weil die Menschen am 
Ende anders über unser Land reden, auch 
wenn wir eine Entscheidung treffen, die 
sie als schlimm empfinden. Nicht wenige 
zurückgewiesene Menschen meinen: „Wir 
verstehen, dass wir in unser Land zurück-
kehren müssen, aber habe Du auch Ver-
ständnis, dass wir es mal probiert haben.“ 
Solche Menschen verdienen unsere ganze 
Empathie, denn in ihrer Lage würden wir 
vielleicht selbst auch nicht anders handeln.

Prinzip auch – im Prinzip! Wir kennen na-
türlich die Fälle, wo Leute ihre Identität be-
wusst verschleiern. Wir wissen aber auch, 
dass die große Masse der Flüchtlinge – ich 
rede von denen, die in den letzten Jahren 
zu uns gekommen sind – hauptsächlich aus 
Syrien und Afghanistan stammt, und dass 
die schlicht und einfach kaum eine Chance 
haben, ihre Identität mit Hilfe der Behör-
den nachzuweisen. Und wenn man sagt, 
selbst dann wird eine Ausbildungsduldung 
nicht erteilt, wenn für den Betroffenen die 
Identitätsklärung unmöglich oder unzu-
mutbar ist, dann ist das auch ein Bruch des 
Vertrauens gegenüber der Wirtschaft, die 
auf die 3+2-Regelung gesetzt hat.
Deshalb ist das ein Punkt, an dem wir 
bereits ganz massiv vorstellig geworden 
sind. Das ist noch ein bisschen offen, aber 
ich sage Ihnen, wir sind jetzt in der heißen 
Phase, wo das zwischen den Ressorts auf 
Referentenebene/Arbeitsebene abge-
stimmt wird. Am 19. Dezember wird das 
Kabinett entscheiden. Ich mache mir keine 
Illusionen, der Entwurf, so wie er vom 
Kabinett beschlossen wird, wird eine ganz 
große Bestandskraft haben. Aber selbst bei 
einem solchen Gesetzesvorhaben gelten 
die Worte von Struck, dass kein Gesetze-
sentwurf das Parlament so verlässt, wie er 
rein gegangen ist. Das Thema Identitätsklä-
rung behalten wir auf der Tagesordnung, 
wenn es nicht bis zur Kabinettsentschei-
dung befriedigend geregelt ist.

Weiteres Thema: Eine begonnene Ein-
stiegsqualifizierung soll auch in jedem Fall 
beendet werden dürfen. Während ihrer 
Durchführung soll nicht abgeschoben wer-
den dürfen. Auch das ist noch eine strit-
tige Frage, die für uns nach wie vor hohe 
Priorität hat, ich sage das nicht unter dem 
Gesichtspunkt nur der Interessen der Men-
schen, die in der Einstiegsqualifizierung 
sind, sondern ich sage das im Interesse 
des Staates Bundesrepublik Deutschland. 
Selbst wenn jemand anschließend unser 
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Ein weiterer Punkt, den ich zum laufenden 
Gesetzgebungsverfahren hier ansprechen 
möchte: die Ausländerbehörden sollen in 
Ausnahmefällen die Ausbildungsduldung 
verweigern können. Da bin ich im hohen 
Maße besorgt, das muss im Verfahren 
geklärt werden, was heißt Ausnahmefall. 
Wenn das ein Nebentürchen ist, das am 
Ende zum Hauptportal des Rauskickens 
werden sollte, wird man den erbitterten 
Widerstand der Arbeitgeber, und ich glau-
be, auch der Gewerkschaften spüren. Auch 
wäre das ein schwerwiegender Vertrauens-
bruch und das wäre wirklich Verschlimm-
besserung, von der heute früh ja schon 
jemand gesprochen hat. Ich kann es mir 
noch nicht vorstellen, aber ich lasse Sie ja 
gerade teilhaben, an dem, wie ich jetzt ge-
rade mit dem Thema beschäftigt bin. Das 
hat meine Frau heute aus den Mails ge-
druckt, die ich bekommen habe, wo ich hin 
und her kommuniziert habe mit meinen 
Leuten in der Abteilung Arbeitsmarkt. 
Diesen Sachverhalt muss ich jetzt einfach 
noch aufklären. Aber Sie kriegen so live 
mit, wie meine eigene Meinungsbildung 
erfolgt und wie auch meine Weisung dann 
in die Mitarbeiterschaft geht. Wobei ich Ih-
nen sage, weil Sie mir Beifall klatschen: Sie 
müssen keine Sorge haben, dass es meiner 
expliziten Weisung bedurfte. Auch ohne 
sie hätten meine Mitarbeiterinnen richtig 
gehandelt, denn ich habe nur den Daumen 
hoch gemacht zu dem, was sie vorgeschla-
gen haben. Also: die Haltung ist nicht nur 
die der Spitze der BDA, sondern auch die 
innere Haltung derer, die auf der Arbeitse-
bene das für uns betreiben. 

Der letzte Punkt, den ich aus der aktuellen 
Debatte ansprechen möchte: 
Aufenthaltstitel oder Duldung? Die Dul-
dung ist ja juristisch immer verbunden mit 
einer grundsätzlichen Verpflichtung zum 
Verlassen unseres Landes. Sobald eine 
Duldung in Frage gestellt wird, das kann 
ganz schnell und überraschend passieren, 

wenn die Duldungsgründe entfallen sind, 
kippt die Duldung automatisch… Dann ist 
ab sofort der Weg frei für Abschiebung. 
Das ist der Grund, weshalb wir den Ar-
beitgebern sagen: „Leute, bitte nehmt die 
Arbeitskräfte, die Ihr gefunden habt und 
die gut bei Euch ins Unternehmen passen, 
sofort mit zum Ausländeramt und bean-
tragt gemeinsam einen Aufenthaltstitel.“ 
Das wird am Anfang immer nur ein befris-
teter sein. Aber der hat eine völlig andere 
Rechtsqualität als die Duldung. Wenn die 
Duldungsgründe entfallen, ist die Auswei-
sung quasi unvermeidlich. Wenn aber ein 
Aufenthaltstitel da ist, dann gilt eine klare 
Frist, ein klares Recht, innerhalb dieser 
Frist nicht abgeschoben werden zu dürfen. 
Da kann nicht überraschend nachts eine 
Abschiebeaktion laufen. Das geht bei Men-
schen, die einen Aufenthaltstitel haben, 
überhaupt nicht. Und deshalb ist für mich 
da, wo ich für Rechtssicherheit sorgen will, 
die Gewährung eines, wenn auch befriste-
ten, Aufenthaltstitels immer einem Dul-
dungstitel vorzuziehen. 

Heute ist es so, wenn man jemand be-
schäftigt, der leidlich deutsch spricht, 
der im Unternehmen gut zu gebrauchen 
ist, der auch so viel verdient, dass keine 
Gefahr besteht, dass er Grundsicherung 
beanspruchen könnte, dann „kann“ die 
Ausländerbehörde vor Ablauf von 18 
Monaten einen Aufenthaltstitel erteilen, 
ab 18 Monaten Aufenthalt „soll“ sie ihn 
erteilen. Der Aufenthaltstitel schützt also – 
anders als die Duldung – vor überraschen-
der Abschiebung. Deshalb haben wir uns 
auch gegen den vielfach vorgeschlagenen 
generellen Spurwechsel ausgesprochen. 
Das wäre nämlich gar keine nachhaltige 
Lösung. Denn auch nach einem generellen 
Spurwechsel mit Stichtagsregelung wird 
es immer wieder Leute geben, die keinen 
Aufenthaltstitel bei uns haben, aber schon 
im Land sind, gut arbeiten können und wo 
man dann sagt, ja und sollen wir die denn 
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jetzt wieder rausschmeißen? Deshalb sage 
ich nein, gebt denen einen befristeten Auf-
enthaltstitel. Das Recht ermöglicht es. Und 
es sollte auch dann im Sinne der Betroffe-
nen so angewandt werden. 

Ich komme jetzt zum Schluss.
Sie sehen, wir haben noch eine Menge 
Hausarbeit bei dem aktuellen Gesetzent-
wurf zu erledigen. Aber wir sind, was die 
Grundlinie angeht, in einer Verfassung, 
dass die Akzeptanz für Einwanderung als 
etwas Sinnvolles und Notwendiges auch in 
unserer Bevölkerung durchaus an Boden 
gewonnen hat. 

Ich glaube, wir werden diese Haltung in 
der Bevölkerung auch dann aufrechterhal-
ten, wenn wir deutlich machen, dass wir 
dabeibleiben, die zwei Zuwanderungswe-
ge, nämlich die humanitäre Zuwanderung 
und die an unseren Arbeitsmarktinteressen 
orientierte Fachkräfteeinwanderung, strikt 
zu trennen. Das eine ist nämlich die Frage: 
„Wer braucht uns?“ Und die beantwortet 
unser grundgesetzlich garantiertes indi-
viduelles Recht auf Asyl. Es hat gute his-
torische Gründe. Ich denke immer an die 
Juden, die an der Schweizer Grenze gestan-
den haben, die ich ja nie erleben konn-
te, weil ich Jahrgang 55 bin. Aber so viel 
Geschichte habe ich gelernt, dass ich sage, 
das darf sich niemals wiederholen, dass 
man an unserer Grenze steht, verfolgt ist, 
und wir sagen, jetzt geht das nicht, wir ge-
ben dir keinen Schutz vor Verfolgung oder 
gar Vernichtung. Ich ließe als Nicht-Jurist 
mit mir darüber reden, ob man jedem 
vier oder fünf Instanzenzüge geben muss, 
um eine einmal nach sorgfältiger Prüfung 
getroffene Entscheidung nochmals gericht-
lich überprüfen zu lassen und nochmal und 
nochmal und nochmal. Also da können 
wir vielleicht wirklich was abkürzen, aber 
das individuelle Recht auf Asyl in unserem 
Grundgesetz, das sollte aus historischer 
Verantwortung niemand in Zweifel ziehen.

Bei der Fachkräfteeinwanderung geht es 
aber um die Frage: „Wen brauchen wir?“ 
Es geht also um eine ausschließlich an 
unseren eigenen arbeitsmarktpolitischen 
Interessen orientierte Zuwanderung. Und 
ich habe mich heute sehr, sehr darüber 
gefreut, dass hier und heute neben das 
Thema akademischer Zuwanderung die Zu-
wanderung für beruflich Qualifizierte klar 
in den Fokus gerückt wurde.  

Beobachten Sie mal die Bildungspolitik.  
Die Berufsschulen sind lange Zeit das 
fünfte Rad am bildungspolitischen Wagen 
gewesen. Wir haben immer nur über Unis 
und Gymnasien und Gesamtschulen ge-
sprochen. Über Berufsschulen hat nie-
mand gesprochen. Deshalb dürfen wir uns 
nicht wundern, dass wir keine Lehrkräfte 
kriegen, dass es nicht attraktiv ist, an eine 
Berufsschule zu gehen und dass Eltern das 
auch nicht für wichtig halten. Also da habe 
ich mich sehr gefreut, dass Sie das hier so 
deutlich gemacht haben und – das ist jetzt 
wirklich mein letzter Punkt in der Einwan-
derungsdebatte –, wir müssen aufpassen, 
dass die Anerkennung ausländischer Aus-
bildungsabschlüsse wirklich flexibel und 
pragmatisch gehandhabt wird – aus ei-
nem ganz einfachen Grund: Wenn wir von 
einem, der Autos in Marokko repariert, 
übrigens gut repariert, verlangen, er soll 
die gleiche Ausbildungsqualität wie ein bei 
uns ausgebildeter Mechatroniker nachwei-
sen, dann können wir uns gleich die ganze 
Bürokratie sparen, um das zu prüfen. Weil 
das werden wir nie finden: eine hundert-
prozentige Eins-Zu-Eins-Qualifikation. 

Und selbst da, wo sie gegeben wäre, haben 
wir einen so großen deutschen Stolz, dass 
wir sagen, so gut wie wir kann sowieso nie-
mand anders ausbilden. Eine angemessene 
Vorqualifikation muss deshalb Maßstab 
für Einwanderung auf einen angebotenen 
Arbeitsplatz sein.
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Und heute Morgen ist ganz aktuell ein 
Vorschlag aus dem Innenministerium 
gekommen. Ich weiß nicht, ob Sie ihn auch 
schon bekommen haben, ich nehme an, 
Sie haben ihn da. Wenn also wesentliche 
Unterschiede in der Qualifikation zwischen 
der deutschen und der im Ausland erwor-
benen vorhanden sind, so ist die teilweise 
Gleichwertigkeit festzustellen, wenn die 
Befähigung zu einer vergleichbaren beruf-
lichen Tätigkeit wie bei der entsprechen-
den inländischen Berufsbildung gegeben 
ist. Hört sich kompliziert an. Aber wenn 
die sagen, das Unternehmen kann diesen 
Menschen in seiner Reparaturwerkstatt, 
um bei meinem Beispiel zu bleiben, so ge-
brauchen, wie sie den selbst ausgebildeten 
Mechatroniker gebrauchen kann, dann ist 
eine Teilanerkennung auszusprechen, und 
diese Person kann zu uns einwandern. 

Ich glaube, dass da das Innenministerium 
sehr pragmatisch in die richtige Richtung 
gegangen ist. Und ich hoffe sehr, dass auch 
die Anerkennungsstellen das sehr pragma-
tisch an den Bedürfnissen der Wirtschaft 
orientiert, die sich mit den Interessen der 
Menschen, die zu uns kommen wollen, 
decken, handhaben werden, und dann 
glaube ich, werden wir zwar noch immer 
nicht das Paradies erschaffen haben. Aber 
wir werden einen wesentlichen Schritt zur 
Entideologisierung der Debatte gegangen 
sein, ohne bei der humanitären Zuwan-
derung unsere klare Werthaltung aufzu-
geben, dass diejenigen, die uns brauchen, 
weil sie verfolgt werden, immer wissen: in 
Deutschland findet Ihr Schutz.
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vorhanden sein. Dies scheint heute zuneh-
mend der Fall zu sein. Jedoch werden in 
öffentlichen und politischen Diskursen eine 
ganze Reihe von Zusammenhängen miss-
verständlich bzw. unterkomplex dargestellt 
oder gänzlich ignoriert, insbesondere wenn 
es um Fluchtmigration, den allgemeinen 
Zustand der Migrationsgesellschaft insge-
samt sowie die konkreten Integrationser-
fordernisse in Deutschland geht.

Ein wesentliches Merkmal politischer 
Entscheidungen ist der Umgang mit Kom-
plexität und – wenn man es zuspitzen 
möchte – mit Problemen, für die es keine 
klare Lösung gibt. Dies liegt nicht zuletzt 
auch daran, dass im Rahmen solcher Ent-
scheidungen einerseits politische Grund-
sätze und Strategien sowie andererseits 
die Reichweite der Verantwortung und 
des Einflussbereichs grundlegend sind. 
Eine Politik aus einem Guss erscheint auf 
den ersten Blick attraktiv, weil sie klaren 
Grundsätzen und langfristigen Strategien 
folgt, ebnet aber (tendenziell) den Weg zu 
autoritären und ideologischen Regimes, 
die dann in der internationalen Kooperati-
on kaum anschlussfähig bleiben. Ein situa-
tives Politik-Management kann flexibler auf 
Herausforderungen eingehen und eine in-
ternationale Kompromissbildung forcieren, 
bleibt aber tendenziell im Modus des Re-
agierens und bewegt sich auf einem kurz-
fristigen Zeithorizont. Globale Probleme 
erfordern nun langfristig angelegte Stra-
tegien und internationale Kooperationen. 
Der durch den Menschen herbeigeführten 
Klimaveränderungen und Fluchtmigration, 
die zunehmend durch den Klimawandel 
erzwungen wird, bilden zwei der größten 
globalen Herausforderungen, die sich dem 
Wirkungsbereich nationalstaatlich gefass-
ter politischer Strukturen und Prozesse 
weitgehend entziehen. Um hier langfristige 
Lösungsansätze zu entwickeln, müssen 
Leidensdruck und Problembewusstsein ins-
besondere in den wohlhabenden Staaten 

Migration und Integration. 
Über Missverhältnisse und Missverständnisse in der 
Migrationsgesellschaft 
Vortrag von Prof. Dr. Aladin El-Mafaalani, Abteilungsleiter im Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration NRW

Prof. Dr. Aladin El-Mafaalani, Abteilungsleiter im 
Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration NRW, heute ist er Universitätsprofessor 
für Erziehungswissenschaft und Inhaber des 
Lehrstuhls für Erziehung und Bildung in der 
Migrationsgesellschaft an der Universität Osnabrück

Daher werden in diesem Beitrag ein Pers-
pektivwechsel vorgenommen und ausge-
wählte Aspekte dieser drei Themenfelder 
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wurde, sich dafür aber einige Mythen 
nachhaltig im öffentlichen Diskurs halten.
Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung 
steigen Durchschnittseinkommen und 
durchschnittliche Lebenserwartung in 
nahezu allen Staaten weltweit (Roser 2017; 
Ortiz/Roser 2017). Dies hängt auch mit 
einer deutlichen Verringerung von Anzahl 
und insbesondere Anteil der von Hunger 
bedrohten bzw. absolut armen Menschen 
zusammen (Brüntrup 2015). Auch die An-
zahl von Kriegen und kriegerischen Konflik-
ten sowie von Kriegsopfern liegt unterhalb 
des durchschnittlichen Niveaus der zweiten 
Hälfte des vergangenen Jahrhunderts.
Der signifikante Anstieg der Anzahl an 
Flüchtlingen weltweit – mit dem derzei-
tigen Höchstwert seit dem Zweiten Welt-
krieg – hängt mit dem syrischen Bürger-
krieg zusammen. Allerdings stieg das 
Flüchtlingsaufkommen etwa seit Ende der 
1990er Jahre – damals bei unter 35 Mio. 
Menschen – kontinuierlich an. Bei den 
weltweit über 65 Mio. Flüchtlingen 2015 
und 2016 handelt es sich überwiegend um 
Binnenflüchtlinge (ca. 40,8 Mio.), also um 
Menschen, die sich innerhalb des eigenen 
Landes auf der Flucht befinden. Während 
sich die Anzahl der Binnenflüchtlinge im 
Laufe der letzten 20 Jahre etwa verdoppelt 
hat, erhöhte sich die Anzahl der interna-
tionalen Flüchtlinge weniger stark. Etwa 
24,5 Mio. flüchteten ins Ausland, meist in 
Nachbarländer. Lediglich 6 % der Geflüch-
teten insgesamt befinden sich in Europa, 
fast 70 % in Afrika und dem Nahen Osten 
(UNHCR 2016).

Zunächst lässt sich festhalten, dass sich die 
Anzahl der Flüchtlinge kontinuierlich er-
höht. Dies gilt im Übrigen auch für Migrati-
on im Allgemeinen (inklusive Flüchtlingen): 
Während im Jahr 1965 ca. 75 Mio. Men-
schen außerhalb ihres Herkunftslandes 
(nach Geburtsort) lebten, waren es im 
Jahr 2000 bereits 173 Mio. Bis 2015 stieg 
der Wert auf 244 Mio. weiter deutlich an 

‚gegen den Strich‘ gelesen. Dabei soll es 
nicht darum gehen, Lösungsansätze zu 
diskutieren, sondern verschiedene Prob-
lemfelder zu skizzieren. Zunächst werden 
einige Befunde und Entwicklungen zu 
Migration und Flucht in einer globalen Per-
spektive diskutiert. Im Schwerpunkt geht 
es hierbei um Zusammenhänge, die im öf-
fentlichen Diskurs kaum Berücksichtigung 
finden. Dabei werden die Migrations- und 
Fluchtursachen sowie die eingeschränkten 
Möglichkeiten ihrer ‚Bekämpfung‘ darge-
legt. Anschließend werden die Rahmenbe-
dingungen in der Migrationsgesellschaft 
diskutiert, wobei auch hier die insgesamt 
positiven Entwicklungen dem öffentlichen 
Diskurs, der auf ein sich verschlechterndes 
Integrationsklima hindeutet, gegenüber-
gestellt werden. Aus dieser nationalen 
Perspektive werden dann verschiedene 
politische Herausforderungen der Inte-
gration in den Regionen, Städten und 
Gemeinden Deutschlands dargestellt. Da 
die konkreten Herausforderungen vor Ort 
bewältigt werden müssen, werden die 
lokalen und regionalen Unterschiede und 
Erfordernisse besonders hervorgehoben. 
Die allgemeinen Rahmenbedingungen, die 
auf nationaler und föderaler Ebene gesetzt 
werden, werden im Ausblick aufgegriffen, 
wobei Dilemmata und Herausforderung 
der Entwicklung von strategischen Grund-
sätzen einer nationalen und europäischen 
Migrations- und Integrationspolitik skiz-
ziert werden.

Internationale Entwicklungen und 
Perspektiven

Die globale Situation ist nicht nur außeror-
dentlich komplex, sondern insbesondere 
geprägt durch zum Teil paradoxale, zum 
Teil kontraintuitive Zusammenhänge. Die 
meisten Wechselwirkungen werden auch 
deshalb nicht erkannt, weil eine ganze Rei-
he positiver globaler Entwicklungen nicht 
ins öffentliche Bewusstsein aufgenommen 
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(UN 2016). Etwa ein Drittel (76 Mio.) von 
diesen internationalen Migranten leben 
derzeit in Europa, allein in Deutschland ca. 
12 Mio. Damit belegt Deutschland hinter 
den USA (47 Mio.) Platz 2 weltweit – dicht 
gefolgt von Russland und Saudi-Arabien.

In den vergangenen Jahrzehnten ha-
ben sich also einige zentrale Indikatoren 
weltweit tendenziell positive entwickelt 
(Armut/Hunger, Lebenserwartung, Durch-
schnittseinkommen), aber gleichzeitig 
steigt die Anzahl an Migranten im Allge-
meinen und Flüchtlingen im Speziellen. 
Dieser irritierende Befund lässt sich in drei 
Schritten auflösen:

Erstens: Die absolute Zahl an Migranten 
und Flüchtlingen ist enorm gestiegen, aber 
nicht die relativen Anteile: Im Jahr 1965 
waren etwa 2,5% der Weltbevölkerung 
Migranten, also Menschen, die selbst im 
Laufe ihres Lebens dauerhaft international 
migriert sind. Bis Ende des Jahres 2015 
stieg dieser Wert auf etwa 3,5%. Es han-
delt sich also um einen Anstieg um einen 
Prozentpunkt in Relation zur Weltbevöl-
kerung, die sich im Laufe dieser 50 Jahre 
mehr als verdoppelt hat. Im Verhältnis zur 
Weltbevölkerung hat sich der Anteil der 
Menschen, die auf der Flucht sind, deutli-
cher erhöht (von 0,6% auf 0,9%). Aus einer 
globalen und zugleich relationalen Pers-
pektive erscheinen diese Daten keineswegs 
derart dramatisch und überwältigend, 
wie dies häufig suggeriert wird. Vielmehr 
lassen sich Migration im Allgemeinen und 
Flucht im Speziellen als relativ stabile 
Phänomene mit moderaten Zuwächsen 
beschreiben – im Hinblick auf Flucht mit 
zum Teil erheblichen Ausreißern durch ge-
waltsame Konflikte bzw. sich verschärfende 
politische Instabilität, die zu akuten huma-
nitären Krisen führen.

Zweitens: Demgegenüber hat die unmit-
telbare und zunehmende Betroffenheit 

Deutschlands deutlich zugenommen. 
Anders als in vergangenen Jahrzehnten 
haben sich mehrere Krisenherde an der 
Peripherie Europas etabliert, die zum einen 
Elend und Not erzeugen und zum anderen 
der europäischen Abschottungspolitik die 
Grundlage entziehen. Die nun entstandene 
extrem erhöhte Aufmerksamkeit begüns-
tigt eine verzerrte Wahrnehmung. Zudem 
werden durch das sich verstetigende Be-
wusstsein, ein Einwanderungsland zu sein, 
bestimmte Problemstellungen und Her-
ausforderungen, die sehr lange ignoriert 
wurden, heute eher überbetont.

Drittens: Am bedeutsamsten erscheint 
jedoch ein allgemeiner Zusammenhang: 
Verbessern sich Lebensniveau und Lebens-
erwartung in einem Entwicklungsland, 
steigert das (zumindest zwischenzeitlich) 
die Auswanderung aus diesem Land – 
und die Zuwanderung nach Deutschland. 
Derzeit verzeichnen wir praktisch keine 
Zuwanderung aus den ärmsten Ländern 
der Welt. Dies hängt damit zusammen, 
dass die Migration – insbesondere nach 
Europa – eine große Herausforderung für 
die Migrierenden darstellt. Migration über 
weite Strecken erfordert ein vergleichswei-
se hohes Maß an Ressourcen und Netz-
werken. Menschen, die krank, unter- oder 
mangelernährt sind, sind den Strapazen 
der Migration in aller Regel nicht gewach-
sen. Dies gilt für alle Formen der Migration 
und führt etwa im Bereich der Fluchtmigra-
tion dazu, dass besonders schutzbedürfti-
ge bzw. vulnerable Personengruppen wie 
etwa Mädchen, Schwangere, alte Men-
schen und Menschen mit Behinderungen 
oder schweren Kriegsverletzungen (etwa 
Amputationen) praktisch kaum eine Mög-
lichkeit haben, nach Europa einzureisen 
und entsprechend in Deutschland (enorm) 
unterrepräsentiert sind. Das europäische 
Grenzregime stellt weitere Anforderungen 
an die geistige und körperliche Fitness von 
Flüchtlingen und verschärft diesen ohnehin 
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bestehenden Zusammenhang deutlich. Es 
kommen nicht die Ärmsten und Schwächs-
ten, und die meisten kommen nicht aus 
den ärmsten Ländern, sondern überwie-
gend aus Schwellenländern (ausführlich zu 
diesen Zusammenhängen vgl. Haas 2008; 
Oltmer 2015).

Es lässt sich also zum einen plausibel er-
klären, dass nicht trotz, sondern zum Teil 
aufgrund positiver Trends Migrationsbewe-
gungen moderat zunehmen. Zum anderen 
lässt sich eine zunehmende Bedeutung von 
Flucht innerhalb des Feldes Migration ver-
zeichnen, was auch mit der Verstetigung 
von Krisen in der geographischen Nähe zu 
Europa zusammenhängt.

Vor diesem Hintergrund ist die vielfach ge-
forderte Bekämpfung von Migrationsursa-
chen und insbesondere von Fluchtursachen 
kritisch zu bewerten. Als Push-Faktoren 
gelten ökonomische, politische und ökolo-
gische Gründe, insbesondere Arbeits- und 
Perspektivlosigkeit, Krieg, Verfolgung und 
Diskriminierung sowie Naturkatastrophen 
und Klimaveränderungen (vgl. Lee 1966). 
Ob und inwieweit Europa bzw. Deutsch-
land die Einhaltung von Menschenrechten 
in verschiedenen Weltregionen umsetzen 
oder gar der Ausbruch von Kriegen verhin-
dern kann, kann durchaus bezweifelt wer-
den. Hierfür wären umfassend veränderte 
und langfristig ausgerichtete Strategien der 
internationalen Beziehungen notwendig. 
Zudem erscheint die weitverbreitete und 
intuitiv plausible Vorstellung, man könne 
durch eine Ausweitung der derzeitigen Ent-
wicklungshilfe und Wirtschaftsförderung 
die Zuwanderung nach Deutschland und 
Europa kurz- oder mittelfristig wirksam 
reduzieren, eher als Mythos. Die empi-
rische Migrationsforschung deutet – wie 
oben dargestellt – auf einen entgegen-
gesetzten Zusammenhang hin. Aus einer 
wissenschaftlichen Perspektive lässt sich 
Migration selbst als wirksame Entwick-

lungshilfe beschreiben: Durch die Migrati-
on entfliehen Menschen der Perspektivlo-
sigkeit und verbessern ihre ökonomische 
Situation; und sie überweisen Geld an ihre 
im Herkunftsland verbliebenen Familien-
mitglieder, wodurch die Kaufkraft steigt, 
aber – anders als durch klassische Entwick-
lungshilfe – nicht die Regierung gestützt 
wird (vgl. Deaton 2013).

Die Diskussion über die langfristige Be-
kämpfung von Migrationsursachen hat ihre 
Berechtigung, darf sich dabei aber nicht 
auf die klassischen Formen der Entwick-
lungshilfepolitik, die nicht selten interes-
sengeleitet ist, beschränken. Hier muss ein 
breit angelegtes Infragestellen der etablier-
ten Strukturen und Methoden der Ent-
wicklungszusammenarbeit stattfinden, das 
auch danach fragt, inwieweit die europäi-
sche Politik zu den Ursachen für Migration 
selbst beiträgt (u.a. durch Handelsabkom-
men, Subventionspolitik, Waffenlieferun-
gen). Zudem darf eine solche Diskussion 
nicht von den akuten Problemstellungen 
ablenken, etwa der chronischen Unterfi-
nanzierung des Flüchtlingshilfswerks der 
Vereinten Nationen (UNHCR), dem Sterben 
auf Fluchtrouten im Mittelmehr und der 
Sahara usw.
Ähnlich wie bei den Push-, lassen sich auch 
die Pull-Faktoren, also die „Auswahl“ eines 
bestimmten Ziellands (etwa Deutschland), 
nur sehr bedingt beeinflussen. Pull-Fak-
toren sind im Prinzip die Antonyme der 
Migrationsursachen, im Wesentlichen: eine 
starke Wirtschaft und Arbeitsplätze sowie 
Grundrechte, physische und rechtliche 
Sicherheit. Von besonderer Bedeutung 
sind zudem Netzwerke, da Menschen ins-
besondere dorthin migrieren, wo bereits 
Kontakte und Anknüpfungspunkte beste-
hen sowie das Image des Ziellandes (Scholz 
2013). In jeder Hinsicht erfüllt Deutschland 
alle Kriterien in einem Maße wie kaum ein 
anderer Staat. Als eines der wirtschaftlich 
stärksten Länder mit einem dynamischen 
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Arbeitsmarkt, einem hohen Maß an Sicher-
heit, vielfältigen ethnischen Communities 
und stabilen Netzwerken ins Herkunftsland 
sowie einem der besten Images weltweit 
– Deutschland belegt seit längerem regel-
mäßig einen der ersten drei Plätze in den
vielen Image-Rankings der Nationen – wird
Deutschland dauerhaft ein Zielland für
Migration bleiben. Die deutsche Sprache,
die kaum jemand bereits vor der Einreise
nach Deutschland beherrscht, könnte im
Prinzip das einzige Hemmnis für Migrati-
on nach Deutschland sein, insbesondere
gegenüber englisch- oder französischspra-
chigen Zielländern, allerdings ist dies offen-
sichtlich ein Faktor mit weniger Relevanz.

Zwischen den Push- und Pull-Faktoren 
steht der Migrationsprozess, also die Wan-
derung selbst, die häufig nicht auf legalem 
Wege möglich ist. Entsprechend etablieren 
sich Migrationsrouten und Schleusungskri-
minalität. Das gewerbsmäßige Schleusen 
von Menschen wurde allerdings in der 
Vergangenheit höchst unterschiedlich be-
wertet. Während westdeutsche gewerbs-
mäßige Schleuser, die vielen Ostdeutschen 
die Flucht aus der DDR ermöglichten, als 
Fluchthelfer bezeichnet und weder ver-
achtet noch kriminalisiert wurden – im 
Gegenteil: sie konnten vor westdeutschen 
Gerichten die vereinbarten Geldbeträge 
einklagen –, spricht man heute von krimi-
nellen Schlepperbanden (vgl. ausführlich 
Asaln/Fereidooni 2017). Die Ambivalenz 
der illegalen Schleusungen lässt sich nicht 
ohne Weiteres auflösen, da nicht zuletzt 
durch das europäische Grenzregime vie-
le schutzbedürftige Menschen auf diese 
Schleuser angewiesen sind und überhaupt 
erst ein lukrativer Schleusungsmarkt ent-
standen ist.

Konflikte in der Migrationsgesellschaft

Migration ist und bleibt auf absehbare Zeit 
eine zentrale politische Herausforderung. 

Dies wird nicht zuletzt durch eine nüchter-
ne Betrachtung der Zuwanderungszahlen 
deutlich: Zusätzlich zu den ca. 900.000 
Flüchtlingen sind im Jahr 2015 mehr als 
1 Mio. weitere ausländische Staatsange-
hörige nach Deutschland eingereist – zu 
großen Teilen aus europäischen Staaten. 
Insgesamt haben also allein im Jahr 2015 
etwas mehr als 2 Mio. Menschen ihren Le-
bensmittelpunkt nach Deutschland verlegt. 
Auch wenn 2016 die Zuwanderungszahlen 
deutlich zurückgegangen sind, lässt sich 
vor diesem Hintergrund die zunehmende 
Skepsis in weiten Teilen der Bevölkerung 
nachvollziehen. Gleichzeitig halten Hilfs-
bereitschaft und ehrenamtliches Engage-
ment weiter an. Die Bevölkerung scheint 
zunehmend gespalten: Während die einen 
Flüchtlinge als bedroht ansehen, sind sie 
für die anderen bedrohlich. Entsprechend 
lässt sich der Diskurs nachzeichnen: Im 
Jahr 2015 domminierte die Willkommens-
kultur, 2016 die Abwehrreaktion – jeweils 
mit entsprechenden politischen Maßnah-
men (ausführlich hierzu Scherr 2017). Nach 
und nach setzt die Konsolidierungsphase 
ein und es werden zunehmend Fragen be-
züglich der Integration gestellt. Aufnahme-
bereitschaft und Stimmung in der Bevölke-
rung hängen maßgeblich davon ab, wie die 
Situation im Einwanderungsland insgesamt 
bewertet wird. Auch hier lassen sich Wahr-
nehmungsverzerrungen und Missverständ-
nisse rekonstruieren, die den weitgehend 
pessimistischen Integrationsdiskurs, der 
entkoppelt von messbaren Entwicklung zu 
sein scheint, erklären.
In den vergangenen Jahrzehnten haben 
sich die Lebensverhältnisse von Migranten 
und ihren Nachkommen deutlich verbes-
sert. Wohnverhältnisse, Bildungsbetei-
ligung, Arbeitsmarkt-chancen, Sprach-
kenntnisse und Möglichkeiten politischer 
Partizipation – also die Integration – von 
Menschen mit Migrationshintergrund sind 
heute deutlich besser als in der Vergan-
genheit. Die Probleme, die es zweifelslos 
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gibt, lassen sich als Nachwehen politischer 
Fehler aus den 1960ern bis 1990ern ver-
stehen (ausführlich hierzu El-Mafaalani 
2018; El-Mafaalani/Toprak 2017).

D.h. nicht, dass Gleichstellung schon re-
alisiert wäre, sondern lediglich, dass alle
Daten eine positive Entwicklung anzeigen
(u.a. Integrationsindikatorenberichte der
Bundesregierung; Studien des Berlin-
Instituts für Bevölkerung und Entwicklung;
Migrant Integration Policiy Index). Dass
sich im öffentlichen Diskurs diese empiri-
schen Verbesserungen nicht wiederspie-
geln, hängt auch damit zusammen, dass
eine romantisch-naive Vorstellung von
Integration den Diskurs dominiert.

Nachdem sich erst mit der Jahrtausend-
wende in der deutschen Öffentlichkeit die 
Erkenntnis durchgesetzt hat, dass Deutsch-
land ein Einwanderungsland ist und eine 
aktive Integrationspolitik benötigt, wurden 
zunehmend Veränderungen in Bevölke-
rung und Gesellschaft wahrgenommen. In 
den meisten westdeutschen Großstädten 
bilden die Kinder mit Migrationshinter-
grund heute die Mehrheit in den Klassen-
zimmern; in einigen Städten wird in den 
nächsten 10 bis 15 Jahren die Gesamtbe-
völkerung etwa je zur Hälfte „biodeutsch“ 
und „international“ sein. Dazu zählen u.a. 
Städte wie Frankfurt am Main, Stuttgart, 
München, Augsburg und einige weitere 
süddeutsche Städte. Zugleich gibt es groß-
flächige Regionen, die mit Migration bisher 
kaum Erfahrungen haben und in denen 
die Ängste (deshalb) besonders groß sind. 
Durch Migration beschleunigt sich sozialer 
Wandel, wodurch die Gesellschaft vielseiti-
ger, unübersichtlicher und insgesamt kom-
plexer wird. Diese Veränderungen überfor-
dern einen großen Teil der Bevölkerung.

Der Wandel geht einher mit zunehmenden 
Kontroversen und Konflikten. Während all-
gemein an der Idee festgehalten wird, dass 

erfolgreiche Integrationspolitik zu einer 
harmonischeren Gesellschaft führe, lässt 
sich eher das Gegenteil rekonstruieren. 
Denn eine Verbesserung der Teilhabe-
chancen in Bildungswesen und Arbeits-
markt und der politischen Partizipation 
führt nicht zu Homogenisierung von 
Lebensweisen und zu gesellschaftlicher 
Harmonie. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass gerade durch gelungene Integration 
viel häufiger Differenz- und Fremdheits-
erfahrungen gemacht werden, u.a. da-
durch, dass sich Minderheiten insgesamt 
selbstbewusst zu Wort melden, ihre 
Interessen vertreten und eigene Ansprüche 
erheben. Verteilungs- und Interessen-
konflikte können entsprechend zunehmen. 
Ein markantes Beispiel: Den Anlass für den 
sogenannten Kopftuchstreit bildete nicht 
ein Fall von Desintegration, sondern der 
Fall einer Frau mit Kopftuch, die als 
deutsche Beamtin ein Lehramt ausüben 
wollte. Es gab offensichtlich kein wahr-
genommenes Problem, solange lediglich 
Reinigungskräfte mit Kopftuch, die kaum 
Deutschkenntnisse hatten, an deutschen 
Schulen arbeiteten. Der Auslöser dieses 
Konflikts war gelungene Integration (für 
weitere Beispiele vgl. El-Mafaalani 2018).

Intergenerationale Integrationsprozesse 
können bildhaft folgendermaßen gefasst 
werden: Die erste Generation der Einwan-
dernden ist noch bescheiden und fleißig, 
beansprucht nicht volle Zugehörigkeit und 
Teilhabe. Sie sitzen überwiegend auf dem 
Boden. Die ersten Nachkommen beginnen 
sich an den Tisch zu setzen und beanspru-
chen einen guten Platz und ein Stück des 
Kuchens. Die dritte Generation will nicht 
mehr nur ein Stück vom Kuchen, sondern 
mitentscheiden, welcher Kuchen auf den 
Tisch kommt. Was ist da über die Generati-
onenfolge passiert: Integration im eigentli-
chen Wortsinn. Integration bedeutet, dass 
der Anteil der Menschen, die teilhaben 
können und wollen, wächst. Das bedeutet 
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dann aber auch, dass der Anteil der Men-
schen, die ihre Bedürfnisse und Interessen 
selbstbewusst artikulieren, wächst – dies 
gilt u.a. auch für Frauen, Menschen mit 
Behinderung, Nicht-Heterosexuelle und 
zunehmend auch für Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Gelungene Integration 
steigert also das Konfliktpotenzial in einer 
Gesellschaft. Zunächst sind es Konflikte 
um soziale Positionen und Ressourcen, im 
Zeitverlauf werden soziale Privilegien und 
kulturelle Dominanzverhältnisse infrage 
gestellt und neu ausgehandelt. Es handelt 
sich also um grundlegende, die Gesell-
schaft verändernde Konflikte. „Integration 
ist keine Einbahnstraße“ (Bade 2001, S. 7) 
– weder im Hinblick auf Voraussetzungen,
Bereitschaft und Rahmenbedingungen,
noch bezüglich der Wirkungen und Effekte.

Einerseits hatten die größten sozialen 
Innovationen gesellschaftliche Konflikte 
als Ausgangspunkt – man denke an Demo-
kratie, Sozialstaat, Bürger- und Menschen-
rechte. Konstruktive Konfliktbewältigung 
ist ein Synonym für sozialen Fortschritt, 
weshalb Einwanderungsländer ein Erfolgs-
modell darstellen. Andererseits sind durch 
die Steigerung des Konfliktpotenzials und 
die Neuaushandlung von Dominanzver-
hältnissen zum Teil massive Spannungen zu 
erwarten, die sich derzeit als „Rechtsruck“ 
oder – wie es in Nordamerika bezeichnet 
wird – als backlash ausdrücken. Daher 
wäre es naiv zu glauben, dass gelungene 
Integration rassistischen und extremisti-
schen Tendenzen automatisch entgegen-
wirkt oder diese gar auflöst. (Warum sollte 
es weniger Rassismus geben, wenn mehr 
Menschen am Tisch sitzen?) Vielmehr 
sind soziale Schließungstendenzen in den 
meisten Einwanderungsländern deutlich 
erkennbar. Ebenso naiv wäre es, in den 
sozialen Konflikten ein Problem zu sehen 
und diese etwa durch die Konstruktion 
einer gemeinsamen Leitkultur zu bearbei-
ten. Vielmehr sollte erkannt werden, dass 

in modernen Migrationsgesellschaften der 
spezifische konstruktive Umgang mit Kon-
flikten den Kitt, der die Gesellschaft zusam-
menhält, bildet (vgl. Dubiel 1997).

Der öffentliche Diskurs hat sich bereits vor 
der Fluchtbewegung 2015 verschärft, auch 
aufgrund zunehmend gelingender Integra-
tionsprozesse. Im gleichen Zeitraum haben 
religiös-fundamentalistische Bewegungen, 
der internationale Terrorismus sowie sich 
verstärkende nationalistische Tendenzen zu 
einer dramatischen Polarisierung geführt, 
die insbesondere entlang der religiösen 
Zugehörigkeit (Muslime) verläuft. Während 
die anhaltenden Migrationsprozesse – zu 
großen Teilen aus islamisch geprägten 
Ländern – komplexe innenpolitische He-
rausforderungen darstellen, besteht die 
Gefahr, dass sich das Integrationsklima 
verschlechtert.

Integration von Geflüchteten als politi-
sche Herausforderung

Geflohene Menschen, die in Deutschland 
Zuflucht und Sicherheit suchen, stellen 
die Aufnahmegesellschaft vor zahlreiche 
Herausforderungen. In den ersten Wochen 
nach deren Ankunft geht es im Wesent-
lichen um Organisation und Verwaltung, 
hier insbesondere um die Versorgung, 
Unterbringung, Registrierung sowie die 
Einleitung des Asylverfahrens. Diese Auf-
gaben haben in den Monaten zwischen 
Herbst 2015 und Frühjahr 2016 an vielen 
Stellen zu Reibungen geführt, die zum Teil 
durch kurzzeitige Überforderungen verur-
sacht wurden, die zum anderen Teil durch 
ohnehin vorliegende Probleme, die ledig-
lich sichtbarer wurden, begründbar sind. 
Entsprechend hat sich die Situation in den 
verschiedenen Bundesländern, aber ins-
besondere in den Kommunen ganz unter-
schiedlich dargestellt. Dennoch ist davon 
auszugehen, dass es kaum einem anderen 
Staat in vergleichbarer Weise gelungen 
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wäre, Obdachlosigkeit zu vermeiden und 
gleichzeitig auf derart hohem Niveau die 
Versorgung sicherzustellen – zumal sich 
Bundesländer und Kommunen unvorberei-
tet der Situation stellen mussten. Daneben 
hat das Engagement weiter Teile der Bevöl-
kerung, das in dem Begriff der deutschen 
„Willkommenskultur“ weltweit gefasst 
wurde, die meisten Beobachter überrascht 
(Schiffauer u.a. 2017). Nun stellen sich mit-
tel- und langfristige Herausforderungen im 
Hinblick auf die nachhaltige Integration der 
Neuzugewanderten.

(Wohn-)Raumkapazitäten sind in Deutsch-
land unterschiedlich verteilt. Vielerorts 
wurden in den vergangenen Jahren – auch 
vor dem Hintergrund wissenschaftlicher 
Expertise – Entwicklungspläne unter der 
Annahme von Bevölkerungsrückgang oder 
bestenfalls -stagnation erstellt. Man denke 
an viele ländliche Regionen, an das Ruhr-
gebiet oder auch viele Kommunen in Ost-
deutschland. Spätestens seit der jüngsten 
Fluchtbewegungen hat sich die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass die Bevölkerung zwar 
weiterhin älter wird, aber nicht (mehr) da-
von auszugehen ist, dass sie schrumpft. 
Auch vor dem Hintergrund vorliegender 
räumlicher Kapazitäten zur Unterbringung 
von Flüchtlingen insbesondere in ländli-
chen Regionen und kleineren Kommunen, 
wurde entschieden, die Menschen gleich-
mäßig zu verteilen und in der Wohnort-
wahl einzuschränken (Wohnsitzauflage). 
Eine aufgrund der Zugangszahlen und 
-frequenz intuitiv und aus verwaltungs-
technischer Perspektive durchaus plausible 
und übergangsweise auch notwendige Lö-
sung. Allerdings gilt es hierbei einige 
Aspek-te im Hinblick auf die ungleich 
verteilten Rahmenbedingungen und 
Potenziale zur Integration zu beachten, die 
bisher kaum reflektiert zu sein scheinen:

Für eine Unterbringung in ländlichen 
Regionen und kleinen Kommunen spre-

chen neben der guten Verfügbarkeit von 
Wohnraum auch die leichtere Umsetzung 
von dezentraler Unterbringung (sowie ggf. 
notwendig werdende Baumaßnahmen). 
Andererseits sind die notwendigen Rah-
menbedingungen für die Integration der 
Neuzugewanderten häufig nicht in der 
Form gegeben. Denn für die Integration 
von Flüchtlingen sind die technische und 
soziale Infrastruktur sowie der Arbeits-
marktzugang und das Schulangebot von 
zentraler Bedeutung.

Flüchtlinge sind in besonderer Weise auf 
die öffentliche Infrastruktur angewiesen. 
Beispielsweise ist Mobilität nur über öf-
fentliche Verkehrsmittel möglich. Mobilität 
ist gerade im ländlichen Raum von be-
sonderer Bedeutung, weil in der näheren 
Umgebung in der Regel weder die medi-
zinische und psychologische Versorgung 
noch die notwendige juristische Beratung 
adäquat gewährleistet werden kann. 
Zudem fehlt es insbesondere in den Regio-
nen, die bisher wenig Erfahrung mit Migra-
tion gemacht haben, an Dolmetschern und 
Sprachlehrern für die notwendigen Sprach-
kurse. Während also die Abhängigkeit vom 
öffentlichen Personennahverkehr beson-
ders groß ist, weil viele Angebote nicht vor 
Ort zur Verfügung stehen, ist genau dieser 
in vielen Regionen schwach ausgeprägt.

Dort, wo bisher kaum Migration stattgefun-
den hat, ist die Expertise im Umgang mit 
Migration kaum vorhanden. Den Fachkräf-
ten im öffentlichen Dienst und in sozialen 
Einrichtungen fehlen entsprechend Wissen 
und Erfahrung im Hinblick auf die beson-
deren Bedürfnisse von Flüchtlingen und 
auf die spezifischen Herausforderungen 
bei der Integration. Da derzeit Fachkräfte 
allerorts gesucht werden, fällt es in ländli-
chen Regionen besonders schwer, geeigne-
te Fachkräfte zu finden. Zugleich muss vor 
Ort die Koordination sowie die strukturelle 
und konzeptionelle Einbettung von profes-
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sioneller Flüchtlingshilfe und den vielen 
zivilgesellschaftlichen Initiativen entwickelt 
und umgesetzt werden – eine nach wie vor 
große Herausforderung (vgl. Karakayali/
Kleist 2015; Schiffauer u.a. 2017).

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist zwar den 
bisher genannten Aspekten nachgeschal-
tet, aber gleichzeitig der wohl wichtigste. 
Die Arbeitsmarktintegration hängt im We-
sentlichen einerseits von Qualifikation bzw. 
Qualifizierung der Geflüchteten, anderer-
seits vom lokalen und regionalen Arbeits-
markt ab. Für ländliche Regionen kann dies 
ganz Unterschiedliches bedeuten. In Falle 
eines schwachen regionalen Arbeitsmarkts 
vergrößern sich die Herausforderungen für 
die betreffenden Kommunen (ganz unab-
hängig von der Größe).

Eine andere für den langfristigen Integrati-
onserfolg besonders wichtige Ebene ist der 
Bereich Bildung und hier insbesondere das 
lokale Schulangebot. Bei der Analyse der 
Bildungsbeteiligung fällt auf, dass – gegen 
die Intuition – die Bildungsteilhabe von 
ausländischen Kindern sich dort stärker 
jener der deutschen Kinder annähert, 
wo der Anteil ausländischer Kinder hoch 
ist. Und andersherum sind die relativen 
Bildungschancen ausländischer Kinder in 
den Kommunen besonders schlecht, wo 
es relativ wenige gibt (ausführlich hierzu 
El-Mafaalani/Kemper 2017). Auch dieser 
Zusammenhang lässt sich auf die Erfah-
rungen und Expertise im Kontext von 
Migration sowie den Aufbau förderlicher 
Strukturen (u.a. Selbstorganisationen von 
Minderheiten) zurückführen, kann u.a. 
aber zum Teil mit Diskriminierungseffekten 
begründet werden (im Sinne von Gomolla/
Radtke 2002). Da der Ausländeranteil in 
ländlichen Gebieten tendenziell gerin-
ger ist als in urbanen Räumen lässt sich 
gleichsam ein deutlicher Stadt-Land-Un-
terschied der Bildungschancen erkennen. 
Weitere wesentliche Aspekte sind die Art 

der Beschulung von geflüchteten Kindern 
und Jugendlichen (vgl. Massumi u.a. 2015; 
Massumi 2013) sowie Bildungs- und Qua-
lifikationsangebote für nicht mehr schul-
pflichtige junge Erwachsene.

Es ist also offensichtlich zu kurz gedacht, 
davon auszugehen, dass die Integration 
von Migranten und ihren Nachkommen 
dann gut funktioniert, wenn ihr Anteil in 
einer Kommune besonders niedrig ist. 
Viel entscheidender als Anzahl und Anteil 
scheinen das Vorliegen von relevanten 
Strukturen und Expertise zu sein – und 
genau diese ist ungleich verteilt.

Die Verteilung von Geflüchteten in die 
Fläche wurde mit der Überlastung in 
Großstädten und insbesondere mit der 
Gefahr von sich verschärfenden innerstäd-
tischen Segregationstendenzen begründet. 
Aber während in den Ballungsgebieten 
Strukturen und Expertise vorliegen und 
ggf. kurzfristig ausgebaut werden müssen, 
gilt es in ländlichen Regionen, Strukturen 
und Expertise überhaupt erst aufzubauen. 
Während also eine geeignete und dezen-
trale Unterbringung leichter möglich ist, 
muss kritisch beobachtet werden, inwie-
weit die Integration von Geflüchteten auf 
dem Lande ggf. ein Mehr an (monetärem) 
Aufwand bedeutet. Dieser regionale und 
kommunale Fokus auf Integrationsprozes-
se hat sich bisher noch nicht systematisch 
durchgesetzt.

Es handelt sich also um eine äußerst kom-
plexe Problemstellung, für die es kaum 
Erfahrungswerte und entsprechend keine 
einfachen, klaren Lösungsansätze gibt. Eine 
gleichmäßige Verteilung muss durch struk-
turelle Veränderungen begleitet werden, 
weil – wie dargestellt – das Integrations-
potenzial keineswegs gleichmäßig verteilt 
ist, zum anderen deshalb, weil – nach 
einer Übergangszeit – die Geflüchteten 
den Weg in die größeren Städte suchen 
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werden. Das liegt neben den beschriebe-
nen Rahmenbedingungen an den zentralen 
Unterschieden zwischen Stadt und Land. 
Urbane und ländliche Räume unterschei-
den sich insbesondere im systematischen 
Umgang mit Fremdheit: Während in länd-
lichen Räumen der (mir) unbekannte bzw. 
fremde Mensch auffällt, überrascht es in 
Ballungsräumen, einem (mir) bekannten 
zu begegnen (vgl. Siebel 2015). Großstädte 
und Metropolen sind Orte, die überhaupt 
nur aufgrund von Zuzug und Migration 
existieren und fortbestehen. Daher sind 
Überraschungen, Wandel und Fremdheit, 
aber auch Dynamik und Stressresistenz 
integrale Bestandteile dieser Ballungsräu-
me, was für Neuzugewanderte in vielerlei 
Hinsicht positive Effekte haben kann.

Da sich derzeit keine systematischen Be-
mühungen erkennen lassen, das Integrati-
onspotenzial des ländlichen Raums sowie 
kleinerer Kommunen zu fördern und diese 
Orte für Flüchtlinge attraktiv und perspek-
tivreich zu machen, wird man die Neuzu-
gewanderten nicht dauerhaft dort halten 
können. Aber man hat durch die Wohnsit-
zauflage, die für die Geflüchteten zahlrei-
che negative Effekte hat, zumindest Zeit 
gewonnen (ausführlich hierzu SVR 2016).

Zudem scheint der soziale Wohnungsbau 
eine neue Renaissance zu erleben. Aller-
dings gilt es kritisch zu beobachten, in-
wiefern sich dieser auf segregierte Stadt-
teile oder Außenbezirke konzentriert. Die 
Flexibilisierung der Regelungen für den 
Neubau in Städten ist nach wie vor eine 
große Herausforderung. Die Konzentration 
von Flüchtlingen in bestimmten Stadttei-
len ist zumindest mittelfristig zu erwar-
ten. Daher müssen genau diese Stadtteile 
lebenswerter werden und bleiben. Zent-
rale Herausforderungen bestehen darin, 
Maßnahmen zu ergreifen, dass diese Orte 
keine Sackgassen werden – es müssten 
attraktive Ankunftsgebiete bzw. Integrati-

onsschleusen sein (vgl. Kurtenbach 2015; 
El-Mafaalani/Strohmeier 2015). Für eine 
systematische und soziale Wohnungspolitik 
für alle Menschen wäre eine umfassende 
Strategie notwendig, bei der eine realis-
tische Perspektive auf die mittelfristige 
Entwicklung der Zuwanderung integraler 
Bestandteil sein muss. Und die Bekämp-
fung dauerhafter sozialer Probleme (ins-
besondere Armut und Perspektivlosigkeit) 
muss stärker forciert werden, damit sich 
keine Opferkonkurrenz entwickelt, in der 
Flüchtlinge die Projektionsfläche für politi-
sche Versäumnisse darstellen. Im Umgang 
mit Flüchtlingen innerhalb von Kommu-
nen gibt es mittlerweile eine Vielzahl von 
innovativen Konzepten, die zwar nicht 
ohne Weiteres auf die strukturellen Bedin-
gungen in Deutschland übertragbar sind, 
aber dennoch zunehmend wahrgenommen 
und diskutiert werden, etwa das Konzept 
der Sanctuary City (vgl. Scherr/Hoffmann 
2016).

Integration findet in den Städten und 
Gemeinden statt. Die meisten genannten 
Herausforderungen bestehen ohnehin und 
werden durch Migration lediglich verstärkt. 
Bedauerlicherweise spiegelt sich dies noch 
nicht in einem Bedeutungszuwachs der 
Kommunalpolitik wider.

Ausblick

Die politischen Zuständigkeiten und Kom-
petenzen für die Integration von Migranten 
sind in Deutschland relativ unübersichtlich 
auf verschiedenen Ebenen (Bund, Länder, 
Kommunen) verteilt. Während vor Ort die 
Integration im eigentlichen Sinne stattfin-
det, werden auf Bundes- und Landesebe-
ne die Rahmenbedingungen vorgegeben. 
Auch wenn seit 2015 eine deutliche Flexi-
bilisierung der Verwaltungsprozesse er-
kennbar ist und sich darüber hinaus koope-
rative Strukturen etabliert haben, wurde 
bereits vielfach gefordert, dass die Heraus-
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europäisch gedacht oder reicht die interna-
tionale Verantwortung über Europa hin-
aus? Wird die soziale Zugehörigkeit aller 
Bürger anerkannt oder in Abhängigkeit von 
Abstammung und Herkunft? Kurz: Es geht 
immer um Menschenrechte, gesellschaftli-
che Offenheit nach innen und außen sowie 
um Grenzen. Zugleich geht es um hoch-
komplexe Themen und Fragen, für die es 
keine einfachen und kurzfristig umsetzba-
ren Lösungen gibt. Dies gilt sowohl für die 
politische Ausrichtung im Umgang mit den 
Herkunftsländern als auch für das Grenzre-
gime sowie für die innenpolitischen Strate-
gien der Integrationspolitik. Gerade diese 
komplexen Herausforderungen in ganz 
unterschiedlichen Politikfeldern erfordern 
einen offenen Diskurs und die Entwicklung 
neuer Ansätze. Das Verdrängen hat bisher 
in fast allen westlichen Staaten die Schlie-
ßungstendenz und die Attraktivität von po-
pulistischen Lösungen verstärkt, die dann 
in der Regel von bürgerlichen politischen 
Parteien umgesetzt wurden.

forderungen der Gegenwart und Zukunft 
ein Bundesministerium für Migration und 
Integration (ggf. gekoppelt mit internatio-
naler Entwicklungszusammenarbeit) erfor-
dern (u.a. El-Mafaalani/Terkessidis 2015). 
Innenpolitisch gilt es darüber hinaus die 
demographische Entwicklung in Deutsch-
land neu zu bewerten. Ein realistisches und 
bisher politisch kaum berücksichtigtes Sze-
nario ist das einer alternden und zugleich 
wachsenden Bevölkerung. Dieses Szenario 
hat unmittelbare und umfassende Impli-
kationen für eine strategische Neuausrich-
tung politischen Handelns.

Ein generelles Problem der Migrations- 
und Integrationspolitik ist die Orientierung 
an Grundsätzen, die sich durch verschie-
dene binäre Logiken ausdrücken: Soll die 
politische Ausrichtung offensiv oder de-
fensiv sein? Soll es um die Abwehr oder 
die Ermöglichung von Migration gehen? 
Werden Ideale wie Freiheit, Sicherheit und 
Gerechtigkeit nur nationalstaatlich bzw. 
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